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EDITORIAL

Beständigkeit und Wandel
Erinnern Sie sich noch an den 22. Oktober des vergangenen Jahres? Es war der Tag, an 
dem die Schweizer Bürgerinnen und Bürger ihr Parlament für die nächsten vier Jahre 
gewählt haben. Und ungeachtet unserer politischen Präferenzen dürfen wir alle doch 
zumindest in einer Sache vollauf zufrieden sein: Auch in der neuen Legislatur werden die 
National- und Ständeräte, die Erfahrung auf kommunaler Ebene mitbringen, im eidgenös-
sischen Parlament die Mehrheit stellen. Stolze 60 Prozent aller Gewählten waren oder 
sind noch immer in einer Gemeinde aktiv, zwölf davon gar als Gemeindepräsidentin oder 
Gemeindepräsident. Anders ausgedrückt: Unsere Gemeinden stellen die grösste Fraktion 
im Bundeshaus! Wir dürfen also zuversichtlich sein, dass sich die Mehrheit unserer Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier aus Überzeugung für die Anliegen der dritten Staats-
ebene einsetzen.

Auch ich war, als ich 1999 in den Vorstand des Schweizerischen Gemeindeverbands (SGV) 
gewählt wurde, amtierender Gemeindepräsident. Seither hat sich viel verändert: Die 
Gemeinde Opfertshofen SH, der ich damals vorstand, gibt es nicht mehr. Der «Gemein-
deartikel» (Art. 50 BV), der den Bund verpflichtet, auf die Anliegen von Gemeinden und 
Städten Rücksicht zu nehmen und auf dessen Zustandekommen wir zurecht stolz sein 
dürfen, war damals noch nicht in Kraft. Und anders als wir 1999 stolz verkünden durften, 
verfügen heute sicher auch mehr als ein Viertel aller Gemeinden über einen eigenen In-
ternetauftritt. Unsere Gemeinden sind halt doch nicht so schwerfällig, wie oft behauptet 
wird…

Anderes ist hingegen gleichgeblieben. So hat der SGV in meinem ersten Jahr im Vorstand 
u.a. Stellungnahmen zur Totalrevision der Asylverordnung und zur Gleichstellung von 
Menschen mit einer Behinderung eingereicht. Beide Dossiers beschäftigen die Gemein-
den auch heute noch. Und: Wie zur Jahrtausendwende vertritt der SGV noch immer 
70 Prozent aller Schweizer Gemeinden. Auch darauf sind wir stolz, denn unsere Mitglie-
der verleihen uns so eine Stimme, die im nationalen Parlament gehört werden muss und 
auch gehört wird. Kontinuität hat also durchaus ihre Vorteile.

Einige Veränderungen wird es im neuen Verbandsjahr aber dennoch geben. Neben unse-
rem Verbandsdirektor Christoph Niederberger, der den SGV in den vergangenen sechs 
Jahren kompetent und mit Weitsicht geleitet hat, ist auch für mich die Zeit gekommen, 
neuen Kräften Platz zu machen. Nach einem Vierteljahrhundert im Vorstand, davon die 
letzten 16 Jahre als Präsident, gebe ich gerne zu, dass ich dies mit gemischten Gefühlen 
tue. Das Engagement für die kommunale Ebene war für mich stets sinnstiftend und er-
füllend. Andererseits obliegt es nun meiner Nachfolge, die zahlreichen Dossiers, die die 
Gemeinden momentan beschäftigen, zu einem guten Ende zu führen. Was dabei sicher 
ist: Bei einigen Themen wird dies gelingen, mit anderen werden sich unsere Gemeinden 
aber auch in 25 Jahren noch beschäftigen. Genau deshalb braucht es den Gemeindever-
band. Ich sage danke – und Adieu!

Hannes Germann, Ständerat
Präsident SGV

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_12_01_Eidg.-Wahlen-3-von-5-Gewaehlten-bringen-kommunale-Erfahrung-mit.php
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I N S E R AT

Änderung bei den Spartageskarten

Die bisherige «Spartageskarte Gemeinde» wird von Gemeinden nur noch bis Ende Jahr angeboten. Eine Nachfolgelösung gibt es, aber nicht 

alle Bündner Gemeinden machen mit.

von Nicolas Boschung

S
eit 2007 konnte die «Sparta-

geskarte Gemeinde» in Grau-

bünden bei den meisten Ge-

meindeverwaltungen gekauft 

werden. Diese erlaubte ver-

günstigtes Reisen für einen Tag in der 

ganzen Schweiz. Bereits im Okto-

ber 2020 informierte die Alliance 

Swiss pass über den Entscheid, die Ta-

geskarte Gemeinde in der heutigen 

Form nur noch bis Ende 2023 anzubie-

ten – gemäss Swisspass ist das bisheri-

ge Angebot sowohl für viele Gemein-

den und Städte als auch für die ÖV-

Branche nicht mehr zufriedenstel-

lend. 
Die neue «Spartageskarte Gemein-

de» wird mit oder ohne Halbtax in der 

ersten und zweiten Klasse verfügbar 

sein. Mit Halbtax ist sie bereits ab 

39 Franken erhältlich. Gemäss der Al-

liance Swisspass sind sich alle Beteilig-

ten bewusst, dass es attraktive Alter-

nativen durch Sparbillette und Sparta-

geskarten auf dem Markt gibt. Laut 

dem Schweizerischen Gemeindever-

band (SGV) wollen Schweizer Kommu-

nen dennoch weiterhin Fahrausweise 

zum Sondertarif anbieten. Ein neues 

Modell soll vieles vereinfachen. Doch 

was  
denken Bündner Gemeinden über das 

neue System, und wie wirkt sich das 

neue Preismodell auf Konsumentin-

nen und Konsumenten aus?

4000 Karten pro Tag

Laut der Alliance Swisspass lag der 

Durchschnittspreis für kommunale 

Spartageskarten der zweiten Klasse bis 

anhin bei 46 Franken. Die Karte konn-

te nur an offizielle Gemeindeeinwoh-

nerinnen und -einwohner vergeben 

werden. Es gab keine Vergünstigung je 

nach Kauftermin und auch keine Er-

mässigung für die Besitzerinnen und 

Besitzer von Halbtaxabonnements – 

schweizweit besitzen rund drei Millio-

nen Menschen ein Halbtax.

Für das Ende Jahr auslaufende Mo-

dell gibt es zudem keine Angebote der 

ersten Klasse. Ab dem kommenden 

Jahr können Konsumentinnen und 

Konsumenten auf der durch die  

ÖV-Branche zur Verfügung gestellten 

Webseite «spartageskarte-gemeinde.

ch» nachsehen, ob sie für den gewähl-

ten Tag verfügbar ist, und bei einer 

Kommune, die «Spartageskarten Ge-

meinde» verkauft, eine Karte bestel-

len. Statt einem früheren Fixkontin-

gent, das Gemeinden eingekauft hat-

ten, steht Swisspass zufolge künftig 

landesweit ein Gesamtkontingent von 

4000 «Spartageskarten Gemeinde» pro 

Tag zur Verfügung. In Zukunft dürfen 

Tickets auch an Auswärtige vergeben 

werden. Gemeinden können selbst 

entscheiden, an wen der Verkauf er-

folgt.

Mehraufwand für Gemeinden

Das neue Modell bedeutet wegen der 

acht neuen Tarifstufen für einige 

Bündner Gemeinden einen zu grossen 

Mehraufwand. «Wir als kleine Gemein-

de nutzen unsere personellen Ressour-

cen lieber für kommunale Angelegen-

heiten, statt die Rolle eines SBB-Schal-

ters wahrzunehmen», sagt der Jenin-

ser Gemeindepräsident Johannes Lam-

pert. «Bisher haben vor allem Perso-

nen ohne Halbtax das Angebot ge-

nutzt. Für diese Leute wird das neue 

Sparbillett einiges teurer sein», so Lam-

pert. Die SBB böten selbst Spartages-

karten an, die billiger seien.

Nebst Jenins will unter anderem die 

Gemeinde Landquart das neue Modell 

nicht anbieten.

Von 39 bis 119 Franken

Auf Anfrage wollte Swisspass keine 

Zahlen zu den bereits angemeldeten 

Gemeinden liefern. Susanna Wittwer, 

Kommunikationsverantwortliche der 

Alliance Swisspass, findet den Zeit-

punkt für eine Bilanz zu früh. «Der An-

meldeprozess läuft für die Kommunen 

seit Mitte Juni. Frühestens nach einem 

Jahr kann ein effektives Fazit gezogen 

werden.» Die Mehrheit der betroffe-

nen Gemeinden, die Tageskarten zum 

Sondertarif anbieten wollen, hätten 

sich für eine Anpassung des Modells 

ausgesprochen. «Das Produkt wurde 

zusammen mit dem Schweizerischen 

Gemeinde- und Städteverband entwi-

ckelt. Im Vorfeld wurden diese zu 

ihrem Bedarf und ihren Möglichkeiten 

befragt.»
Je nachdem wie weit im Voraus ge-

bucht und ob ein Halbtax angegeben 

wird, sind im Ticketshop der SBB Ange-

bote von 39 bis 119 Franken aufge-

führt. Auf die Frage, ob sich das Ange-

bot der Gemeinden noch lohnt, hat 

Wittwer eine klare Meinung: «Die Kon-

sumentinnen und Konsumenten ent-

scheiden selbst, welches ÖV-Angebot 

sie wählen. Die Preise werden transpa-

rent kommuniziert. Jedermann ent-

scheidet selbst, von welchem Angebot 

er Gebrauch machen will.»

Per Zug die Schweiz entdecken: Die SBB stellen das Angebot der Gemeinde-Tageskarten per Ende dieses Jahres ein. Ersetzt wird es 

durch die «Spartageskarte Gemeinde».  

Bild SBB

«Wir als kleine 

Gemeinde nutzen 

unsere personellen 

Ressourcen lieber 

für kommunale 

Angelegenheiten, 

statt die Rolle eines 

SBB-Schalters 

wahrzunehmen.»

Johannes Lampert  

Gemeindepräsident Jenins
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Showdown um 300-Millionen-Frage ist beendet
Jahrelang hat Bundesrat Berset beeinträchtigte Arbeiter und Angestellte um IV-Leistungen gebracht, die ihnen zustehen. Auf Druck  

des Parlaments hat er seine Untätigkeit beendet und die Situation der Betroffenen verbessert. Doch die wenigsten sind zufrieden. 

Andrea Tedeschi

BERN. Ein Mann ist nach einem Unfall körperlich eingeschränkt und kann nur noch leichte Hilfsarbeiten ausführen. Laut Invalidenversicherung (IV) sollte der Mann in einem geeigneten neuen Job 67 766 Franken verdienen können, nur 2 Prozent weniger als in seinem früheren Beruf als Anlageführer. Das entspricht aber nicht der Realität auf dem Arbeitsmarkt. Denn die IV stützt sich in ihrer Annahme auf zu hohe statische Löhne. Deswegen steht Bundesrat Berset in der Kritik. Diese Woche hat der Bundesrat ent­schieden, dass er die zu hohen Löhne pau­schal um 10 Prozent nach unten korrigiert. Im Mai hatte Berset diesen Vorschlag in die Vernehmlassung gegeben. An diesem hält er trotz Widerstand dagegen fest. Be­hindertenorganisationen, Gemeinden, die meisten Kantone und fast alle Parteien hatten 15 Prozent oder eine wissenschaft­lich korrekte Berechnung gefordert. Die Enttäuschung ist gross. «Zwar wird der Entscheid für viele Menschen eine kleine Verbesserung bedeuten, aber nie in dem Ausmass, das  erforderlich wäre. Zahlrei­che Menschen werden weiterhin unge­rechtfertigterweise keine Renten erhal­ten», sagt Anna Pestalozzi, stv. Leiterin Sozialpolitik bei der Behindertenorgani­sation Procap. 
Diese Berechnung ist seit Jahren ein Politikum, alle Parteien kritisieren sie, von den Grünen bis zur SVP. Der Grund: Die IV errechnet aus der Differenz zwi­schen dem bisherigen und dem künfti­gen Lohn den Lohnausfall und daraus die Höhe der Leistungen. Fehlen kon­krete Lohnangaben für einen Vergleich, zieht die IV statistische Löhne heran. Fachleute konnten jedoch mehrfach be­legen, dass die meisten körperlich oder psychisch Beeinträchtigten auf dem Ar­beitsmarkt bis zu 17 Prozent weniger ver­dienen als die IV annimmt. Die Folge: Beeinträchtigte gelten als arbeitsfähig, obwohl sie es nicht sind. Sie bekommen keine oder eine zu tiefe Rente und wer­den von der Sozialhilfe abhängig. «Der Pauschalabzug von 10 Prozent ist zu tief angesetzt», sagt Claudia Kratochvil­ Hameter, stv. Direktorin des Schwei­zerischen Gemeindeverbands. «Die Ge­meinden tragen die Hauptlast dieser unkorrekten Berechnung.» 

Gegen jeden Widerstand Auch Parlamentarier kritisieren den Entscheid. «Der Bundesrat spart weiter­hin auf dem Buckel der Menschen mit Beeinträchtigungen, die auf dem Ar­beitsmarkt wenig Chancen haben», sagt Nationalrätin Barbara Gysi (SP/SG). Sie erhält Zuspruch von bürgerlicher Seite. «Ich kann den Entscheid nicht nachvoll­

ziehen. Mindestens 15 Prozent Pauschal­abzug hätten es sein müssen, aber selbst dann ist das nur die zweitbeste Lösung», sagt der Ständerat Hannes Germann (SVP/SH). 
Germann und Nationalrat Christian Lohr (Die Mitte/TG) hatten in beiden Rä­ten je eine einstimmige Mehrheit für ihre Motion erreicht, die Bundesrat Berset zwang, bis Ende dieses Jahres den Miss­stand zu korrigieren. Nach dem Willen des Parlaments hätte der Bundesrat eine Berechnungsgrundlage der hochkaräti­gen Arbeitsgruppe rund um Gabriela Rie­mer­Kafka, emeritierte Professorin für Sozialversicherungs­ und Arbeitsrecht, umsetzen müssen. Die Wissenschaft­lerin hatte eine Methode entwickelt, die präzise berechnen kann, was Beeinträch­tigte nach einem Unfall oder einer Er­krankung noch leisten und verdienen können. 

Dass die Berechnung korrigiert werden müsste, wurde auch in der Vernehm­lassung zur IV­Reform vor zwei Jahren breit und laut gefordert. Trotz grossem Widerstand schrieb Berset damals die umstrittene IV­Berechnung in die Ver­ordnung. Der Grund: Eine Korrektur würde nach Angaben des BSV mindes­tens 300 Millionen Franken pro Jahr mehr kosten. 

Doch das Parlament hielt den Druck auf Berset hoch. Wohl deshalb brachte er das Pauschalmodell als «vorübergehende Lösung» ins Spiel, das nun ab kommen­dem Januar 2024 dauerhaft eingeführt wird. Diese sei praktikabler in der Um­setzung als die Methode Riemer­Kafka, hiess es. Damit konnte der Bundesrat zuletzt einzig eine Mehrheit der stände­rätlichen Sozialkommission rund um den Finanzpolitiker Alex Kuprecht (SZ/SVP) überzeugen. Ständerat Germann sagt dazu: «Die Versicherten bekommen wei­terhin nicht die Leistungen, für die sie Lohnbeiträge bezahlen und die ihnen zustehen. Das untergräbt die Glaubwür­digkeit der IV.»

Warten auf das BundesgerichtBehindertenorganisationen fordern bereits, dass das Parlament eine bessere Lösung erwirkt. SP­Nationalrätin Bar­bara Gysi sagt, die Gesundheitskommis­sion müsse jetzt prüfen, wie es weiter­gehen soll, «allenfalls mit einer neuen Kommissionsmotion. Aber es dürfte poli­tisch schwierig werden, im inzwischen konservativeren Ständerat eine Mehrheit zu finden.» Ständerat Germann glaubt dagegen, dass dies möglich sei, «wenn wir den Missstand klar mit Beispiel be­nennen». Zur Debatte stehen ein Pau­

Wer beeinträchtigt ist, wie diese Frau im Rollstuhl, kann nicht mit den IV-Leistungen rechnen, die ihr zustehen.  BILD KEY

Kommentar

IV-Leistungen: Es gibt nur Verlierer
Weil die Invalidenversicherung (IV) falsche Berechnungen anstellt,  müssen Beeinträchtigte auf einen  beruflichen Neustart oder eine Rente verzichten. Es kann jeden treffen,  besonders benachteiligt durch diese Praxis ist jedoch der Mittelstand. Das Parlament hat den Bundesrat ge-zwungen, den Missstand zu beheben. Doch das Vorhaben ist gescheitert. Zwar führt der Bundesrat nun als Korrektiv einen Pauschalabzug ein. 

Der Missstand reduziert sich nun um 10 Prozent. Das ist besser als nichts, aber der Bundesrat missachtet das Resultat aus der Vernehmlassung. Und er bleibt weit von der geforderten, fairen Berechnung entfernt.  Betroffene werden weiterhin unverschuldet  von der Sozialhilfe abhängig, weil sie nicht die IV-Leistungen bekommen, die ihnen zustünden. Stossend ist zudem: Das Departement liess zwar hochkarätige Wissen-schaftler in einer Arbeitsgruppe  an einer neuen Berechnung arbeiten, die diese selbst entwickelt hatten. Ob das Departement ein reales Interesse an dieser Lösung hatte, darf jedoch bezweifelt werden. Denn es würdigte die Arbeit der Wissenschaftler wieder-holt herab. Dabei gilt diese unter Kennern als bisher beste Lösung. Im Gegenzug ist dasselbe Departement selbst seit Jahren nicht in der Lage, eine statistische Grundlage zu  erstellen oder erstellen zu lassen,  die den Realitäten der Betroffenen auf dem Arbeitsmarkt entspricht. Letztlich ist das Geld der Grund  für den Bundesratsentscheid. Denn die IV ist hoch verschuldet. Hier  hat auch die Politik versagt. Solange sie nicht benennen kann, wie sie  eine bessere Lösung finanzieren will, negieren Bundesrat und Departe-ment die Realitäten der Versicherten weiterhin. 

«Solange die Politik nicht benennen kann, wie sie eine bessere Lösung finanzieren will, passiert nichts.» 

Andrea Tedeschi
Inlandredaktorin  
 
andrea.tedeschi@shn.ch

schalabzug von 15 Prozent oder die wis­senschaftliche Methode Riemer­Kafka. Gysi gibt der Methode Riemer­Kafka wei­ter Chancen. «Aber man spürt einen gros­sen Widerstand dagegen aus dem BSV.» Tatsächlich hat das Departement die Arbeitsgruppe rund um Riemer­Kafka diese Woche aufgelöst. Für die Wissen­schaftlerin ist die Sache vorerst erledigt. «Ich habe eine Methode angeboten, die den Missstand an seiner Wurzel hätte beheben können, aber der Bundesrat hat nun anders entschieden», sagt Rie­mer­Kafka. Dennoch bedauert sie, dass «der Bundesrat nicht gewillt ist, für die Schwächsten der Gesellschaft eine faire und nachhaltige Lösung zu schaffen».Selbst wenn das Parlament einen hö­heren Pauschalabzug erwirken würde, dürf  te diese Lösung ein juristisches Nachspiel haben. «Sollte eine ab 2022 Verunfallte oder ein Erkrankter bis vor Bundesgericht für eine höhere IV­Rente klagen, dürften sie wohl recht bekom­men», sagte Thomas Gächter, Zürcher Rechtsprofessor für Sozialversicherungs­recht, kürzlich dieser Zeitung. Der Grund: Der Bundesrat hat den sogenannten  leidensbedingten Abzug bis maximal  25 Prozent vor zwei Jahren per Verord­nung abgeschafft. Gächter sagte: «Das erscheint mir gesetzeswidrig.»

DER SGV SCHAFFT RESULTATE

Gemeinsam für starke Gemeinden
Der Schweizerische Gemeindeverband ist stolz darauf, 
dass 70 Prozent aller Gemeinden Mitglieder des Verbands 
sind. Dieses Vertrauen verpflichtet aber auch – und wie 
jeder Verband muss der SGV seinen Mitgliedern anhand 
des Erreichten Rechenschaft ablegen. Im Folgenden des-
halb eine Übersicht über die wichtigsten Projekte und Er-
folge, die der Schweizerische Gemeindeverband im Jahr 
2023 realisieren konnte.

EFAS mit Pflege ist da – endlich
Auf politischer Ebene ist vorab die fundamentale Gesund-
heitsreform EFAS (einheitliche Finanzierung von ambulan-
ten und stationären Leistungen) zu nennen, die in der 
Wintersession 2023 nach rund 15 Jahren und dank grosser 
Überzeugungsarbeit der Befürworter – darunter dem SGV 
– von National- und Ständerat angenommen worden ist. 
Damit ist beschlossen, dass die Finanzierung des Gesund-
heitswesens neu aufgestellt wird (wobei dagegen bereits 
das Referendum ergriffen wurde).
 
Künftig werden alle Gesundheitsleistungen einheitlich fi-
nanziert, unabhängig davon, wer sie erbringt. Integriert ist 
dabei nun auch die Pflege, was für den SGV stets eine 
unabdingbare Voraussetzung gewesen ist. Mit dem Ja des 
Parlaments zu EFAS werden Fehlanreize im Gesundheits-
wesen beseitigt und dank der Aufnahme der Pflege auch 
die Gemeinden finanziell merklich entlastet.
 
Weitere «SGV-Schlüsseldossiers» wie die Beschleuni-
gungsvorlagen für Energieinfrastrukturen oder die Verste-
tigung der Bundesfinanzierung im Bereich der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung wurden im Berichtsjahr parla-
mentarisch noch nicht abschliessend behandelt. Auf sie 
wird deshalb im Kapitel «Der SGV bezieht Position» näher 
eingegangen.

Startschuss für die «Spartageskarte Gemeinde»
Ins Berichtsjahr 2023 fiel auch die Finalisierung der «Spar-
tageskarte Gemeinde». Die Nachfolgelösung zur beliebten 
«Tageskarte Gemeinde» - dem «Gemeinde-GA» - wurde 
gemeinsam vom Schweizerischen Gemeindeverband, dem 
Schweizerischen Städteverband und der Alliance Swis-
sPass entwickelt. Trotz anfänglich kritischer Äusserungen 
und Berichterstattung hat sich letzten Endes gezeigt, dass 
die «Spartageskarte Gemeinde» nun von gleich vielen Ge-
meinden angeboten wird wie die frühere «Tageskarte Ge-
meinde». Gleichwohl nimmt der SGV die Bedenken seiner 
Mitglieder ernst und hat eine Erfa-Gruppe gebildet, deren 
Rückmeldungen mögliches Optimierungspotenzial aufzei-
gen werden.
 
Erfolgreich umgesetzt oder weitergeführt werden konnten 
auch verschiedene Projekte im Bereich der Digitalisierung. 
Zu erwähnen ist hier einerseits die Kooperation mit dem 
Partnerverein «Myni Gmeind», dank der der «Grundkurs 
Digital-Pionier» in mehreren Kantonen praktisch flächen-
deckend durchgeführt werden konnte. Auch die monatli-
chen kostenlosen Erfa-Stammtische in deutscher und fran-
zösischer Sprache, in deren Rahmen Gemeinden über ihre 
Erfahrungen mit einem bestimmten Aspekt der Digitalisie-
rung berichten, erfreuen sich anhaltender Beliebtheit.

Digitalisierung bleibt hochaktuell
Zusammen mit der Organisation Digitale Verwaltung 
Schweiz (DVS) und Myni Gmeind hat der SGV im Berichts-
jahr den «Digital-Ratgeber für Gemeinden» lanciert. Über 
ein Online-Formular können Gemeinden konkrete Fragen 
zur Digitalisierung einreichen; diese werden sodann von 
Fachleuten kompetent und kostenlos beantwortet. Ausge-
wählte Beiträge erscheinen jeweils auch als fixe Rubrik im 
SGV-Verbandsmagazin «Schweizer Gemeinde».

Über die Einsitznahme sowohl im politischen als auch im 
operativen Führungsgremium ist der SGV eng mit der DVS 
verbunden, denn die Digitalisierung bleibt eine grosse He-
rausforderung, aber auch eine grosse Chance für die Ge-
meindebehörden. 
 
Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang der erfreuliche 
Zuwachs auf der Plattform ePublikation für Gemeinden und 
Städte. Das Online-Publikationsportal, dem der SGV als 
nationaler Träger vorsteht, ermöglicht es Gemeinden, ihre 
amtlichen Mitteilungen kostengünstig sowie rechts- und 
betriebssicher zu veröffentlichen. Rund ein Dutzend Berner 
Gemeinden, darunter die Stadt Bern, haben sich im Be-
richtsjahr entschieden, zu ePublikation für Gemeinden und 
Städte zu wechseln. Vorangegangen war bereits im Vorjahr 
die Berner Pilotgemeinde Köniz, die seither für ihre amtli-
chen Publikationen pro Jahr rund eine Viertelmillion Franken 
weniger aufwenden muss. Die Lösung, die der SGV in 
Zusammenarbeit mit dem Seco anbietet, steht grundsätz-
lich allen Schweizer Gemeinden offen.

Der SGV als Autor und Gastgeber
Des Weiteren hat der SGV im Berichtsjahr wieder verschie-
dene Publikationen (mit-)herausgegeben. So entstanden 
etwa ein Handbuch für die Planung, den Bau und den Be-
trieb von Standplätzen für Fahrende, ein Bericht zur Förde-
rung von Biodiversität und Landschaftsqualität in Agglome-
rationen, eine Studie zur Bauberatung für Gemeinden, 
sowie die Broschüre «Sanieren, aber richtig».
 
Schliesslich ist der SGV als (Co-)Organisator diverser Ver-
anstaltungen aufgetreten. Zu nennen sind insbesondere 
die Tagung nachhaltige öffentliche Beschaffung, die An-
lässe der Parlamentarischen Gruppe Kommunalpolitik, die 
sich im Berichtsjahr der Biodiversitäts-Initiative und der 
Wohnungsknappheit gewidmet haben, die SGV-Träger-
schaften bei den Preisvergaben Gesunde Gemeinde – Ge-
sunde Stadt und dem Verkehrspreis FLUX, sowie die inter-
nationale Bürgermeisterinnenkonferenz in Berlin. Letztere 
wird 2024 übrigens in der Schweiz ausgetragen, womit der 
SGV dann in der Rolle des Gastgebers auftreten darf. 

https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/gemeindeverband/#tab_b0825348ba2d3afd6037eac6105ce377_3
https://www.schweizer-gemeinde.ch/artikel/kuenftige-finanzierung-der-gesundheitskosten
https://company.sbb.ch/de/sbb-als-geschaeftspartner/dienstleistungen/spartageskarte-gemeinde.html
https://company.sbb.ch/de/sbb-als-geschaeftspartner/dienstleistungen/spartageskarte-gemeinde.html
https://mynigmeind.ch/de/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/digital-pionier/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/digital-pionier/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/myni-gmeind-live/
https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/
https://www.digitale-verwaltung-schweiz.ch/
https://www.chgemeinden.ch/de/service/fragen-sie-den-digital-ratgeber/
https://mynigmeind.ch/de/digital-ratgeber-partnerliste/digital-ratgeber/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/epublikation-fuer-gemeinden-und-staedte/
https://www.chgemeinden.ch/de/projekte/epublikation-fuer-gemeinden-und-staedte/
https://www.chgemeinden.ch/de/service/publikationen/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_03_16_Fahrende-Handbuch-und-Wegleitung-fuer-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_06_20_Bericht-zur-Foerderung-von-Biodiversitaet-und-Landschaftsqualitaet-liegt-vor.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_07_06_Tipps-fuer-die-Bauberatung-in-kleineren-und-mittleren-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_06_12_Neue-Broschuere-Sanieren-aber-richtig.php
https://www.bkb.admin.ch/bkb/de/home/themen/veranstaltung_oev_beschaffung/veranstaltung_oev_beschaffung_2023.html
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_03_15_Sessionsanlass-Kommunalpolitik-im-Zeichen-der-Biodiversitaet.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_09_27_Loesungsansaetze-gegen-die-Wohnungsknappheit.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_08_31_Auszeichnung-Gesunde-Gemeinde-Gesunde-Stadt-Drei-neue-Preistraegerinnen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_08_31_Auszeichnung-Gesunde-Gemeinde-Gesunde-Stadt-Drei-neue-Preistraegerinnen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_09_12_Bellinzonas-Bahnhof-erhaelt-den-Verkehrspreis-FLUX.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_05_15_Mehr-Frauen-in-die-Kommunalpolitik-Der-SGV-am-Buergermeisterinnenkongress-in-Berlin.php
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Änderung bei den Spartageskarten

Die bisherige «Spartageskarte Gemeinde» wird von Gemeinden nur noch bis Ende Jahr angeboten. Eine Nachfolgelösung gibt es, aber nicht 

alle Bündner Gemeinden machen mit.

von Nicolas Boschung

S
eit 2007 konnte die «Sparta-

geskarte Gemeinde» in Grau-

bünden bei den meisten Ge-

meindeverwaltungen gekauft 

werden. Diese erlaubte ver-

günstigtes Reisen für einen Tag in der 

ganzen Schweiz. Bereits im Okto-

ber 2020 informierte die Alliance 

Swiss pass über den Entscheid, die Ta-

geskarte Gemeinde in der heutigen 

Form nur noch bis Ende 2023 anzubie-

ten – gemäss Swisspass ist das bisheri-

ge Angebot sowohl für viele Gemein-

den und Städte als auch für die ÖV-

Branche nicht mehr zufriedenstel-

lend. 
Die neue «Spartageskarte Gemein-

de» wird mit oder ohne Halbtax in der 

ersten und zweiten Klasse verfügbar 

sein. Mit Halbtax ist sie bereits ab 

39 Franken erhältlich. Gemäss der Al-

liance Swisspass sind sich alle Beteilig-

ten bewusst, dass es attraktive Alter-

nativen durch Sparbillette und Sparta-

geskarten auf dem Markt gibt. Laut 

dem Schweizerischen Gemeindever-

band (SGV) wollen Schweizer Kommu-

nen dennoch weiterhin Fahrausweise 

zum Sondertarif anbieten. Ein neues 

Modell soll vieles vereinfachen. Doch 

was  
denken Bündner Gemeinden über das 

neue System, und wie wirkt sich das 

neue Preismodell auf Konsumentin-

nen und Konsumenten aus?

4000 Karten pro Tag

Laut der Alliance Swisspass lag der 

Durchschnittspreis für kommunale 

Spartageskarten der zweiten Klasse bis 

anhin bei 46 Franken. Die Karte konn-

te nur an offizielle Gemeindeeinwoh-

nerinnen und -einwohner vergeben 

werden. Es gab keine Vergünstigung je 

nach Kauftermin und auch keine Er-

mässigung für die Besitzerinnen und 

Besitzer von Halbtaxabonnements – 

schweizweit besitzen rund drei Millio-

nen Menschen ein Halbtax.

Für das Ende Jahr auslaufende Mo-

dell gibt es zudem keine Angebote der 

ersten Klasse. Ab dem kommenden 

Jahr können Konsumentinnen und 

Konsumenten auf der durch die  

ÖV-Branche zur Verfügung gestellten 

Webseite «spartageskarte-gemeinde.

ch» nachsehen, ob sie für den gewähl-

ten Tag verfügbar ist, und bei einer 

Kommune, die «Spartageskarten Ge-

meinde» verkauft, eine Karte bestel-

len. Statt einem früheren Fixkontin-

gent, das Gemeinden eingekauft hat-

ten, steht Swisspass zufolge künftig 

landesweit ein Gesamtkontingent von 

4000 «Spartageskarten Gemeinde» pro 

Tag zur Verfügung. In Zukunft dürfen 

Tickets auch an Auswärtige vergeben 

werden. Gemeinden können selbst 

entscheiden, an wen der Verkauf er-

folgt.

Mehraufwand für Gemeinden

Das neue Modell bedeutet wegen der 

acht neuen Tarifstufen für einige 

Bündner Gemeinden einen zu grossen 

Mehraufwand. «Wir als kleine Gemein-

de nutzen unsere personellen Ressour-

cen lieber für kommunale Angelegen-

heiten, statt die Rolle eines SBB-Schal-

ters wahrzunehmen», sagt der Jenin-

ser Gemeindepräsident Johannes Lam-

pert. «Bisher haben vor allem Perso-

nen ohne Halbtax das Angebot ge-

nutzt. Für diese Leute wird das neue 

Sparbillett einiges teurer sein», so Lam-

pert. Die SBB böten selbst Spartages-

karten an, die billiger seien.

Nebst Jenins will unter anderem die 

Gemeinde Landquart das neue Modell 

nicht anbieten.

Von 39 bis 119 Franken

Auf Anfrage wollte Swisspass keine 

Zahlen zu den bereits angemeldeten 

Gemeinden liefern. Susanna Wittwer, 

Kommunikationsverantwortliche der 

Alliance Swisspass, findet den Zeit-

punkt für eine Bilanz zu früh. «Der An-

meldeprozess läuft für die Kommunen 

seit Mitte Juni. Frühestens nach einem 

Jahr kann ein effektives Fazit gezogen 

werden.» Die Mehrheit der betroffe-

nen Gemeinden, die Tageskarten zum 

Sondertarif anbieten wollen, hätten 

sich für eine Anpassung des Modells 

ausgesprochen. «Das Produkt wurde 

zusammen mit dem Schweizerischen 

Gemeinde- und Städteverband entwi-

ckelt. Im Vorfeld wurden diese zu 

ihrem Bedarf und ihren Möglichkeiten 

befragt.»
Je nachdem wie weit im Voraus ge-

bucht und ob ein Halbtax angegeben 

wird, sind im Ticketshop der SBB Ange-

bote von 39 bis 119 Franken aufge-

führt. Auf die Frage, ob sich das Ange-

bot der Gemeinden noch lohnt, hat 

Wittwer eine klare Meinung: «Die Kon-

sumentinnen und Konsumenten ent-

scheiden selbst, welches ÖV-Angebot 

sie wählen. Die Preise werden transpa-

rent kommuniziert. Jedermann ent-

scheidet selbst, von welchem Angebot 

er Gebrauch machen will.»

Per Zug die Schweiz entdecken: Die SBB stellen das Angebot der Gemeinde-Tageskarten per Ende dieses Jahres ein. Ersetzt wird es 

durch die «Spartageskarte Gemeinde».  

Bild SBB

«Wir als kleine 

Gemeinde nutzen 

unsere personellen 

Ressourcen lieber 

für kommunale 

Angelegenheiten, 

statt die Rolle eines 

SBB-Schalters 

wahrzunehmen.»

Johannes Lampert  

Gemeindepräsident Jenins
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ÉCONOMIE SUISSE

L es parlementaires sur-
nomment le projet 
«Windexpress». Un pe-
tit nom plutôt explicite pour un changement de loi qui vise à accélérer drastiquement la construction de parcs éo-liens en Suisse, à l’instar de ce qui a été fait pour le solaire al-pin. Le Conseil national en dé-bat aujourd’hui, et tout indi-que que c’est un «oui» clair qui sortira des discussions. Tout le monde s’en réjouit, sauf les fervents opposants aux éolien-nes et les communes, qui pour-raient perdre un peu de pou-voir décisionnaire. 

Pour la plupart des élus fédé-raux, il n’est plus possible de procrastiner face à un appro-visionnement en électricité toujours plus compliqué de-puis le début de l’invasion de l’Ukraine. «Ne rien faire se-rait irresponsable», gronde le président de la commission de l’énergie, Jacques Bour-geois. Pour le PLR fribour-geois, «l’énergie éolienne peut apporter une contribu-tion significative en cas de si-tuation critique. Toutefois, le processus démocratique doit être respecté.» 

L’Autriche en avance 
«Ce changement de loi est ur-gent, bien qu’il n’accélère qu’une partie des projets qui sont déjà en route depuis dix à quinze ans. Mais nous ne pou-vons pas attendre 25 ans comme c’est le cas pour le parc éolien de Sainte-Croix», ren-

chérit la porte-parole de Suisse Eole, Anita Niederhäusern. Elle compare: «L’Autriche a construit 90 éoliennes en une année. En Suisse, c’est 41 mâts dans toute son histoire.» C’est d’ailleurs la vice-présidente de cette association, la conseillère nationale Priska Wismer-Fel-der (Le Centre, LU), qui est à l’origine de Windexpress. En 2022 en Suisse, les éolien-nes ont généré 153 gigawatt-heures d’électricité, un record. Selon un récent rapport de la Confédération, la Suisse pour-rait en produire 29,5 térawatt-heures par an grâce à l’énergie éolienne, dont 19 TWh pen-dant le semestre d’hiver.  
«Si 30% de ce potentiel était exploité, soit 1000 installa-tions, la Suisse pourrait pro-duire 6 TWh d’électricité d’origine éolienne en hiver», calcule Pierre Oberson, secré-taire général de Groupe E, qui porte plusieurs projets de parcs éoliens. «Pour l’heure, on estime à 10 à 12 TWh le manque d’électricité à com-bler en hiver à l’horizon 2040. L’éolien fait donc clairement partie de la solution. Windex-press est une première étape. Mais, à long terme, ça ne suffi-ra pas», estime-t-il. 

Le canton  
avant les communes 
Dans le détail, le projet de loi prévoit une procédure sim-plifiée pour la construction d’un certain nombre de parcs éoliens d’intérêt national. Pour un plan d’affectation entré en force, il faudra une autorisation de construire, délivrée par le canton et non plus par la commune. En-suite, un recours contre cette autorisation sera possible, mais uniquement auprès du tribunal cantonal.  

Windexpress serait par ailleurs en vigueur jusqu’à ce que la Suisse produise 1 TWh supplémentaire par an par rapport à 2021. 

Favorable au projet, le Con-seil fédéral estime qu’il per-mettra d’accélérer de deux à trois ans six projets totali-

sant 39 mâts, pour une pro-duction annuelle de 250 GWh. Quatre autres pro-jets renvoyés au Tribunal fé-

déral, d’une production an-nuelle de 250 autres giga-wattheures, pourraient aussi en bénéficier.  

Selon les interprétations, les parcs éoliens vaudois de Sur Grati, du Mollendruz, d’Eol-Jorat Sud ou de Bel Coster sont les premiers concernés. A Neuchâtel, le conseiller d’Etat Laurent Favre est con-tent, car le projet de la Mon-tagne de Buttes et ses 100 GWh par an «est claire-ment concerné». «Le Conseil d’Etat soutient donc pleine-ment cette initiative, qui va dans le sens de sa politique d’approvisionnement», se réjouit-il. 

Paysage et tourisme 
Lors des travaux de commis-sion, seule l’UDC s’est oppo-sée au projet. Officiellement, le premier parti du pays évo-que la perte d’autonomie des communes (lire ci-dessous). Mais dans les faits, il est aus-si question de paysage et de tourisme.  

«Ces éoliennes ne sont pas bel-les sur les montagnes, qui sont une de nos attractions. Je pense qu’il y a d’autres moyens de développer les énergies renouvelables», es-time le conseiller national Pierre-André Page.  
Pour lui, il ne faut pas que la guerre fasse perdre le sens de la mesure. «Des erreurs ont été commises par le passé  en matière d’approvisionne-ment énergétique. Et mainte-nant, on arrive avec de telles propositions extrêmes. Ce n’est pas acceptable», tonne le Fribourgeois.

Des éoliennes  par voie express

En 2022 en Suisse, les éoliennes ont généré 153 gigawattheures d’électricité, un record. La Confédération  
estime que 29,5 térawattheures pourraient être produits par an, dont 19 TWh pendant le semestre 
d’hiver. KEYSTONE

L’énergie éolienne peut 
apporter une contribution 

significative en cas de  
situation critique.” 

JACQUES BOURGEOIS CONSEILLER NATIONAL, PLR/FR

 Le Conseil national débat aujourd’hui d’une accélération des procédures pour la construction  
de parcs éoliens. Tout le monde, sauf l’UDC et les communes, est favorable au projet, appelé Windexpress.

ÉNERGIE

PAR GUILLAUME CHILLIER 

Ces éoliennes ne sont pas 
belles sur les montagnes,  

qui sont une de nos  
attractions.” 

PIERRE-ANDRÉ PAGE CONSEILLER NATIONAL, UDC/FR

L’accélération des procédures pour l’éolien ne va pas dans le bon sens, estime Manon Röthlisberger (photo DR), déléguée pour la Suisse romande à l’Association des communes suisses. 

Manon Röthlisberger, pourquoi les communes suisses ne soutiennent pas l’accélération de l’éolien? 
Notre association soutient globalement l’accélération des projets d’énergie renouvelable. Mais la voie proposée par le Parlement n’est pas acceptable: en écartant les communes du processus de décision, elle ne respecte pas le système fédéraliste. Pour nous, Windexpress est 

un premier pas dans une direction où nous ne voulons pas aller. 

Les communes ont leur 
mot à dire lors des dis-
cussions sur les plans 
d’affectation… 
Ce n’est pas quelque 
chose de garanti. Et si 
les projets prennent 
du retard, ce n’est pas 
uniquement à cause des 
communes, mais aussi des 
recours en justice. Ça ne sert 
donc à rien de sucrer l’étape de la com-mune dans le processus de décision. 

Donc vous avez peur que la  transition énergétique se fasse  sur votre dos… 
Se passer des commu-

nes est une solution 
de facilité que nous 
constatons dans 
différents domai-
nes où la Suisse 

cherche à accélérer 
les processus de 

décisions. Or les com-
munes sont justement l’instance la plus proche des citoyens et où sont implantés les projets énergétiques. Comment 

justifier que des éoliennes arrivent sur un territoire communal sans que les habitants et les autorités de ce même territoire soient  correctement impliqués? Sans cela, les projets éoliens n’iront pas plus vite, car les citoyens vont s’y opposer. 

Vous semblez craindre pour la paix so-ciale… 
Presque… Je ne vois pas comment un projet éolien pourrait se concréti-ser sans l’adhésion de la population. Car au final, c’est le terrain qui doit décider, car c’est la population et les 

autorités de proximité qui subiront les effets négatifs. 

L’UDC propose que tout projet éolien commence par une consultation.  Une bonne idée? 
Nous en avons discuté au sein de l’asso-ciation et c’est une possibilité. Le pire qui puisse arriver, c’est que la population apprenne qu’un projet se trame. Elle pense qu’on lui a caché des informations et se forge un avis négatif. Alors propo-ser un vote consultatif à ce moment-là, c’est ingérable. La clé du succès, c’est de devancer les rumeurs avec de la commu-nication et de la transparence. 

«Ça ne sert à rien de sucrer l’étape de la commune dans le processus de décision» 

Samstag, 21. Oktober 2023 
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Showdown um 300-Millionen-Frage ist beendet
Jahrelang hat Bundesrat Berset beeinträchtigte Arbeiter und Angestellte um IV-Leistungen gebracht, die ihnen zustehen. Auf Druck  

des Parlaments hat er seine Untätigkeit beendet und die Situation der Betroffenen verbessert. Doch die wenigsten sind zufrieden. 

Andrea Tedeschi

BERN. Ein Mann ist nach einem Unfall körperlich eingeschränkt und kann nur noch leichte Hilfsarbeiten ausführen. Laut Invalidenversicherung (IV) sollte der Mann in einem geeigneten neuen Job 67 766 Franken verdienen können, nur 2 Prozent weniger als in seinem früheren Beruf als Anlageführer. Das entspricht aber nicht der Realität auf dem Arbeitsmarkt. Denn die IV stützt sich in ihrer Annahme auf zu hohe statische Löhne. Deswegen steht Bundesrat Berset in der Kritik. Diese Woche hat der Bundesrat ent­schieden, dass er die zu hohen Löhne pau­schal um 10 Prozent nach unten korrigiert. Im Mai hatte Berset diesen Vorschlag in die Vernehmlassung gegeben. An diesem hält er trotz Widerstand dagegen fest. Be­hindertenorganisationen, Gemeinden, die meisten Kantone und fast alle Parteien hatten 15 Prozent oder eine wissenschaft­lich korrekte Berechnung gefordert. Die Enttäuschung ist gross. «Zwar wird der Entscheid für viele Menschen eine kleine Verbesserung bedeuten, aber nie in dem Ausmass, das  erforderlich wäre. Zahlrei­che Menschen werden weiterhin unge­rechtfertigterweise keine Renten erhal­ten», sagt Anna Pestalozzi, stv. Leiterin Sozialpolitik bei der Behindertenorgani­sation Procap. 
Diese Berechnung ist seit Jahren ein Politikum, alle Parteien kritisieren sie, von den Grünen bis zur SVP. Der Grund: Die IV errechnet aus der Differenz zwi­schen dem bisherigen und dem künfti­gen Lohn den Lohnausfall und daraus die Höhe der Leistungen. Fehlen kon­krete Lohnangaben für einen Vergleich, zieht die IV statistische Löhne heran. Fachleute konnten jedoch mehrfach be­legen, dass die meisten körperlich oder psychisch Beeinträchtigten auf dem Ar­beitsmarkt bis zu 17 Prozent weniger ver­dienen als die IV annimmt. Die Folge: Beeinträchtigte gelten als arbeitsfähig, obwohl sie es nicht sind. Sie bekommen keine oder eine zu tiefe Rente und wer­den von der Sozialhilfe abhängig. «Der Pauschalabzug von 10 Prozent ist zu tief angesetzt», sagt Claudia Kratochvil­ Hameter, stv. Direktorin des Schwei­zerischen Gemeindeverbands. «Die Ge­meinden tragen die Hauptlast dieser unkorrekten Berechnung.» 

Gegen jeden Widerstand Auch Parlamentarier kritisieren den Entscheid. «Der Bundesrat spart weiter­hin auf dem Buckel der Menschen mit Beeinträchtigungen, die auf dem Ar­beitsmarkt wenig Chancen haben», sagt Nationalrätin Barbara Gysi (SP/SG). Sie erhält Zuspruch von bürgerlicher Seite. «Ich kann den Entscheid nicht nachvoll­

ziehen. Mindestens 15 Prozent Pauschal­abzug hätten es sein müssen, aber selbst dann ist das nur die zweitbeste Lösung», sagt der Ständerat Hannes Germann (SVP/SH). 
Germann und Nationalrat Christian Lohr (Die Mitte/TG) hatten in beiden Rä­ten je eine einstimmige Mehrheit für ihre Motion erreicht, die Bundesrat Berset zwang, bis Ende dieses Jahres den Miss­stand zu korrigieren. Nach dem Willen des Parlaments hätte der Bundesrat eine Berechnungsgrundlage der hochkaräti­gen Arbeitsgruppe rund um Gabriela Rie­mer­Kafka, emeritierte Professorin für Sozialversicherungs­ und Arbeitsrecht, umsetzen müssen. Die Wissenschaft­lerin hatte eine Methode entwickelt, die präzise berechnen kann, was Beeinträch­tigte nach einem Unfall oder einer Er­krankung noch leisten und verdienen können. 

Dass die Berechnung korrigiert werden müsste, wurde auch in der Vernehm­lassung zur IV­Reform vor zwei Jahren breit und laut gefordert. Trotz grossem Widerstand schrieb Berset damals die umstrittene IV­Berechnung in die Ver­ordnung. Der Grund: Eine Korrektur würde nach Angaben des BSV mindes­tens 300 Millionen Franken pro Jahr mehr kosten. 

Doch das Parlament hielt den Druck auf Berset hoch. Wohl deshalb brachte er das Pauschalmodell als «vorübergehende Lösung» ins Spiel, das nun ab kommen­dem Januar 2024 dauerhaft eingeführt wird. Diese sei praktikabler in der Um­setzung als die Methode Riemer­Kafka, hiess es. Damit konnte der Bundesrat zuletzt einzig eine Mehrheit der stände­rätlichen Sozialkommission rund um den Finanzpolitiker Alex Kuprecht (SZ/SVP) überzeugen. Ständerat Germann sagt dazu: «Die Versicherten bekommen wei­terhin nicht die Leistungen, für die sie Lohnbeiträge bezahlen und die ihnen zustehen. Das untergräbt die Glaubwür­digkeit der IV.»

Warten auf das BundesgerichtBehindertenorganisationen fordern bereits, dass das Parlament eine bessere Lösung erwirkt. SP­Nationalrätin Bar­bara Gysi sagt, die Gesundheitskommis­sion müsse jetzt prüfen, wie es weiter­gehen soll, «allenfalls mit einer neuen Kommissionsmotion. Aber es dürfte poli­tisch schwierig werden, im inzwischen konservativeren Ständerat eine Mehrheit zu finden.» Ständerat Germann glaubt dagegen, dass dies möglich sei, «wenn wir den Missstand klar mit Beispiel be­nennen». Zur Debatte stehen ein Pau­

Wer beeinträchtigt ist, wie diese Frau im Rollstuhl, kann nicht mit den IV-Leistungen rechnen, die ihr zustehen.  BILD KEY

Kommentar

IV-Leistungen: Es gibt nur Verlierer
Weil die Invalidenversicherung (IV) falsche Berechnungen anstellt,  müssen Beeinträchtigte auf einen  beruflichen Neustart oder eine Rente verzichten. Es kann jeden treffen,  besonders benachteiligt durch diese Praxis ist jedoch der Mittelstand. Das Parlament hat den Bundesrat ge-zwungen, den Missstand zu beheben. Doch das Vorhaben ist gescheitert. Zwar führt der Bundesrat nun als Korrektiv einen Pauschalabzug ein. 

Der Missstand reduziert sich nun um 10 Prozent. Das ist besser als nichts, aber der Bundesrat missachtet das Resultat aus der Vernehmlassung. Und er bleibt weit von der geforderten, fairen Berechnung entfernt.  Betroffene werden weiterhin unverschuldet  von der Sozialhilfe abhängig, weil sie nicht die IV-Leistungen bekommen, die ihnen zustünden. Stossend ist zudem: Das Departement liess zwar hochkarätige Wissen-schaftler in einer Arbeitsgruppe  an einer neuen Berechnung arbeiten, die diese selbst entwickelt hatten. Ob das Departement ein reales Interesse an dieser Lösung hatte, darf jedoch bezweifelt werden. Denn es würdigte die Arbeit der Wissenschaftler wieder-holt herab. Dabei gilt diese unter Kennern als bisher beste Lösung. Im Gegenzug ist dasselbe Departement selbst seit Jahren nicht in der Lage, eine statistische Grundlage zu  erstellen oder erstellen zu lassen,  die den Realitäten der Betroffenen auf dem Arbeitsmarkt entspricht. Letztlich ist das Geld der Grund  für den Bundesratsentscheid. Denn die IV ist hoch verschuldet. Hier  hat auch die Politik versagt. Solange sie nicht benennen kann, wie sie  eine bessere Lösung finanzieren will, negieren Bundesrat und Departe-ment die Realitäten der Versicherten weiterhin. 

«Solange die Politik nicht benennen kann, wie sie eine bessere Lösung finanzieren will, passiert nichts.» 

Andrea Tedeschi
Inlandredaktorin  
 
andrea.tedeschi@shn.ch

schalabzug von 15 Prozent oder die wis­senschaftliche Methode Riemer­Kafka. Gysi gibt der Methode Riemer­Kafka wei­ter Chancen. «Aber man spürt einen gros­sen Widerstand dagegen aus dem BSV.» Tatsächlich hat das Departement die Arbeitsgruppe rund um Riemer­Kafka diese Woche aufgelöst. Für die Wissen­schaftlerin ist die Sache vorerst erledigt. «Ich habe eine Methode angeboten, die den Missstand an seiner Wurzel hätte beheben können, aber der Bundesrat hat nun anders entschieden», sagt Rie­mer­Kafka. Dennoch bedauert sie, dass «der Bundesrat nicht gewillt ist, für die Schwächsten der Gesellschaft eine faire und nachhaltige Lösung zu schaffen».Selbst wenn das Parlament einen hö­heren Pauschalabzug erwirken würde, dürf  te diese Lösung ein juristisches Nachspiel haben. «Sollte eine ab 2022 Verunfallte oder ein Erkrankter bis vor Bundesgericht für eine höhere IV­Rente klagen, dürften sie wohl recht bekom­men», sagte Thomas Gächter, Zürcher Rechtsprofessor für Sozialversicherungs­recht, kürzlich dieser Zeitung. Der Grund: Der Bundesrat hat den sogenannten  leidensbedingten Abzug bis maximal  25 Prozent vor zwei Jahren per Verord­nung abgeschafft. Gächter sagte: «Das erscheint mir gesetzeswidrig.»
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Leute
Kühe,MilchundKäse

Christa Diem aus Bischofszell

kennt sichalsKäse-So
mmelière

bestensmitdenMilchprodukten

aus. Nun ist sie zur stellvertre
-

tenden Geschäftsführerin der

Milchproduzentenorga
nisation

«mooh»ernanntworden
.Diem

kam 2017 zur Genossens
chaft

und wurde 2021 Leiterin des

Rohmilchverkaufs. Dieses
Amt

hat sie immer noch inne. Diem

ist ausgebildete Land
wirtin, di-

plomierte Agrotechnikerin
und

eidgenössisch diplom
ierte Ver-

kaufsleiterin. Auf die
Frage hin,

warum sie das Amt übernom-

men hat, sagt sie: «Mir ist das

Unternehmen immermehr ans

Herzgewachsen.Ein
eHerzens-

angelegenheit mit den drei

schönsten Dingen, die es gibt:

Kühe, Milch und Käse.» Nebe
n

ihren Aufgaben bei «mooh»

arbeitetDiembei ihremStart-up

Cheezy. Sie spüre do
rt die ge-

dämpfte Konsumentenstim-

mung und dass nicht m
ehr im-

mer sovielGeld für fein
enKäse

ausgegebenwerde. (e
lf.)

ANZEIGE

Die Erbinnen gehen wohl leer aus
Maserati für einen Freu

nd verkauft, Geld nac
h dessen Tod behalte

n: Bezirksgericht Fra
uenfeld verurteiltMann.

Olaf Kühne

Acht Zylinder, 440
PS, Motor

vonFerrari,Designvo
nPininfa-

rina. Die Eckdaten ei
nes Mase-

ratiGranTurismoS lassenAuto-

liebhaberinnen und -liebhaber

mit der Zunge schnalze
n.

Nurwareneswederb
etören-

de Karosserieformen noch vib-

rierende Motorenklänge, die

einenheute58-jährig
enSchwei-

zer vor dasBezirksge
richt Frau-

enfeldbrachten.Esw
ar schlicht

dieVerlockungdesG
eldes.Dies

ist zumindest die Überzeugu
ng

der Thurgauer Staatsanwalt-

schaft.Mittels Strafbefehl hatt
e

siedenMannwegenVeruntreu
-

ung zu einer bedingten Geld-

strafe von 3600 Franken sowie

zu einerBusse von 72
0Franken

verurteilt. Dagegen
hatte der

Beschuldigte Einspra
che erho-

ben,derFall landetev
orGericht

– wo er diese Woche hätte ver-

handelt werden sollen. Hätte.

Denn weder der Mann, dessen

Wohnort heute unbek
annt ist,

noch sein Verteidiger erschie-

nen zum Prozess, wodurch di
e

Einsprache als zurüc
kgezogen

und der Strafbefehl als re
chts-

kräftig gelten. Damit hat sicher

Angeklagte auch der
Gelegen-

heit beraubt, zu erkl
ären, wes-

halb er die Hinterbliebenen

eines Mannes, der ihn einst
als

Freund bezeichnete, vor nu
n-

mehr fünf Jahren um 48850

Franken geprellt hat.

Aber der Reihe nach: Im

März 2018 bat der Bes
itzer des

besagten Maseratis einen

«Freund», den späteren Be-

schuldigten, für ihn«
inKonsig-

nation», also im Auftrag, das

Auto zu verkaufen. D
er Ange-

klagte war schon als Autover-

käufer tätigundkann
te sichauf-

grundeiner früheren
Anstellung

auchmit Luxuskarossen aus
.

Nach wenigen Wochen war

einKäufergefunden.
Dochdann

geschah das Unfassbare: Dre
i

Tage vor dem Fahrzeugverkauf

nahm sich der Maserati-Eigen-

tümerdasLeben.Der«Fr
eund»

wickelte den Verkauf dennoch

ab – und behielt das Geld für

sich. Allerdings hatt
e der Ver-

storbenenochvor sein
emSuizid

der Tochter seiner lan
gjährigen

Lebenspartnerin – und Erbin –

erzählt, er habe eine
n Freund

mitdemVerkauf seinesMasera-

tis beauftragt.Die Er
ben erstat-

teten Anzeige.

AufdenZivilweg
verwiesen

Später behauptete de
r Beschul-

digte gegenüber der
Staatsan-

waltschaft, er habede
nMasera-

ti eben nicht im Auftrag ver-

kauft, sondern das Fahrzeug

erst dem Besitzer abgekauft.

ÜberdenKaufvertrag
habeman

Stillschweigen vereinbart. Nur

existieren keinerlei Belege für

diese Behauptung.W
eder ist ir-

gendwo eine entsprechende

Menge Bargeld aufgetaucht,

noch ist auf den Ban
kkonti des

Verstorbenen eineGu
tschrift in

solcher Höhe vorhan
den. Auch

konnte der Angeklag
te seiner-

seits keine Abbuchung, ge-

schweige denn eine Quittung

odergar einenVertra
gvorlegen.

Dazu kommt, dass die vier

WinterräderdesMaseratis nach

wie vor im Keller der Erbin lie-

gen.«Esmussdavonausgegan-

gen werden, dass de
r Beschul-

digtevonderSituation
desplötz-

lichen Versterbens profitierte

und den Maserati auf eigene

Rechnung und für de
n eigenen

Profit verkaufte», f
olgert die

Staatsanwaltschaft
in ihrem

Schlussbericht zur An
klage.

Durch das Nichtersc
heinen

zum Prozess gilt der Mann nun

alsoals rechtskräftigw
egenVer-

untreuung verurteilt.
Die ist al-

lerdings nur das straf
rechtliche

Kapitel der leiden Geschichte.

Deswegen sehen die Erbinnen

desVerstorbenenabe
rnochkei-

nen Rappen. Denn im
nun gül-

tigen Strafbefehl steh
t auch der

lapidare Satz: «Allfä
llige Zivil-

forderungenderPriva
tklägerin-

nen werden auf den Zivilweg

verwiesen.»Weil derVerurteilte

auch im Strafbefehl der Staat
s-

anwaltschaft als«ohn
ebekann-

ten Wohnsitz in der Schweiz»

aufgeführt ist, meinte der An-

walt der Erbinnen im
Gespräch

mit dieser Zeitung, er
mache

sichwenigHoffnung,
dass seine

Klientinnen jemals zu ihrem

Geld kommenwerden.

«Frauen in der Politik werden mehr angegriffen»

DeniseNeuweiler wa
r an der Bürgermeisterkonferenz in Be

rlin. Themawaren Frauen in de
r Lokalpolitik.

Elia Fagetti

Denise Neuweiler (SVP) ist

Langrickenbacher G
emeinde-

präsidentin. Sie wurde nach

Berlin an die Bürger
meisterin-

nenkonferenz eingeladen,

ummitanderenKommun
alpoli-

tikerinnen aus Deutschland,

ÖsterreichundderSc
hweizüber

die Rolle von Frauen in der

Lokalpolitik zu sprechen. Und

wie mehr Frauen in die lokale

Exekutivpolitik gebracht wer-

den können. Die Sch
irmherrin-

nen des Anlasses sin
d Elke Bü-

denbender, die Frau
des deut-

schenBundespräsiden
tenFrank-

Walter Steinmeier, und Doris

Schmidauer, die Frau des ö
ster-

reichischen Bundesp
räsidenten

Alexander van der Be
llen.

«Momentan sind rund zehn

bis fünfzehn Prozent der Ge-

meindepolitiker Fraue
n», sagt

Denise Neuweiler. F
rauen ma-

chen 50 Prozent der Bevölke
-

rungaus.DieRepräse
ntation sei

nicht gegeben.
DerAnlass fandverga

ngene

WocheamDonnerstagundFrei-

tag in Berlin statt. Da
bei trafen

sich rund 100Kommunalpoliti-

kerinnen aus dem deutschspra-

chigenRaum.DerGrossteil der

Teilnehmerinnen kam aus Ös-

terreich und Deutsch
land. Aus

der Schweiz waren neben De-

nise Neuweiler nur v
ier andere

Gemeindepräsidentinnen
an-

wesend. Sie kamen aus denGe-

meinden Siblingen, Lütisburg
,

Niederbüren undBal
gach.

AlsVorbild
vorangehen

DieGrundsatzfrage,
die gestellt

wurde, war: Was können wir

machen, dass Frauen si
chmehr

für kommunale Exekutivämter

interessieren?
Neuweiler sahdieVer

anstal-

tung als Chancemit Amtskolle-

ginnen zusammenzukommen.

«MeinEindruckwar –du
rchdas

Thema der Veranstaltung g
ese-

hen – dass gerade Fraue
n aus

Deutschland höhere
Hürden zu

überwinden haben», sagt sie.

«Dabei spielenMachtstrukturen

und Social Media Plattformen

eine bedeutende Ro
lle, insbe-

sondere auch im Zusammen-

hang mit sexistischen Anfein-

dungen».Aberes seie
nauchan-

dere Systeme. Ein weiteres

Problem seien Social Media

Plattformen. «Frauen werden

zumBeispiel aufFacebook
mehr

angegriffen», sagt sie
.

Eine der wichtigsten Er-

kenntnisse für Neuw
eiler war,

dass sie als Frauen in
derPolitik

eineVorbildfunktion
für andere

Frauen haben. Desw
egen müs-

se man sich frühzeitig Geda
n-

ken über die Rekruti
erung von

Frauen machen. «Wir dürfen

nicht erst mit dem Wahlkampf

auf die Frauen zugehen», sagt

sie. Denn das weiss
Neuweiler

aus eigener Erfahrun
g: «Es ist

zäh, Frauen zu überzeugen, in

die Politik einzusteig
en.»

Vernetzungunterein
ander

wichtig

Doch es sei nötig: «Wir brau-

chen indenpolitische
nGemein-

den Diversität im Denken und

Handeln, dafürbrauc
ht esbeide

Geschlechter.»Fraue
nmöchten

mehrwissen, bevor sie
sich ent-

scheiden, etwas zu tun, sagt

Neuweiler. Desweg
en sei es

schwieriger, sie zum Amt zu

überzeugen. Auch se
hr wichtig

sei, die Vernetzung
unter den

Politikerinnen.
Am Anlass wurden in ein

er

gemeinsamen Erklärung sechs

Punkte beschlossen: Bürge
r-

meisterinnenalsMutmacherin-

nen fürFrauen,flexib
leArbeits-

zeitmodelleangepasst anun
sere

Zeit, neue Sitzungskultur er-

möglichen, Nachwuch
sförde-

rung forcieren und Netzwerke

aufbauen, eine Kultu
r der An-

erkennung fördern,
Sicherheit

erhöhenundeine gem
einsame,

länderübergreifende
Statistik

aufbauen.
Neuweilerwill bereit

s einen

derPunkteumsetzen: Siemöch-

te mit aktiven und ehemaligen

GemeinderätinneneinenA
bend

gestalten, wo sie Fra
uen einla-

den und ihnen zeigen, was die

politische Arbeit auf
der kom-

munalen Ebene beinhaltet.

«Die Frauen sollen in
einem lo-

ckeren Rahmen die Arbeit ken-

nen lernen, ohne sich
verpflich-

tet zu fühlen», sagt si
e.

Von links: Claudia
Kratochvil (stv. Di

rektorin Schweize
rischerGemeind

everband), Caroli
ne Bartholet (Nied

erbüren), Imelda
Stadler (Lütisbürg

),

Doris Schmidaue
r (Schirmherrin), K

arin Spengler (Sib
lingen), Elke Büde

nbender (Schirm
herrin), DeniseNe

uweiler (Langrick
enbach). Auf dem

Bild fehlt Silvia Tr
oxler, Gemeindep

räsidentin von Ba
lgach.

Bild: Svea Pietsch
mann

Journal
Betrunken inPostauto

Bissegg Ein 32-jähriger Auto-

fahrermit fast zweiPromilleAl-

kohol imBlut (0,97mg/l Atem-

alkohol) fuhr am Samstag um

16.15 Uhr durch Bisse
gg. Er ge-

riet auf dieGegenfah
rbahn und

stiess frontal in ein Postauto.

Verletzt wurde niemand.

Betrunken: Selb
stunfall

Roggwil Ein24-jährig
er alkoho-

lisierter Autofahrer (
0,41 mg/l

Atemalkohol) kam am Sonntag

nach 1 Uhr auf der B
etenwiler-

strasse inRoggwil von
derStras-

se ab, überquerte die
Fahrbahn

und kollidierte mit zwei Bäu-

men. Das Auto schleud
erte zu-

rückaufdieFahrbahn
.DerFah-

rerbliebunverletzt,m
usste aber

seinen Führerschein
abgeben.

Betrunkenundgeflüchtet

Egnach Am Samstag kurz vor

7.45Uhrmissachtete ein42-jäh-

riger alkoholisierter A
utofahrer

(0,96 mg/l Atemalkohol) auf

der Romanshornerstrasse da
s

Haltezeichen eines Polizisten

und flüchtete. Nach k
urzer Ver-

folgungsfahrtundein
emFlucht-

versuch zu Fuss wurd
e er ange-

haltenund festgenom
men. (red)

Dienstleistungen

gegen Zeit

www.zeitboerse.c
h

DER SGV IM 
MEDIALEN 
BLICKPUNKT
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DER SGV IM MEDIALEN BLICKPUNKT

SGV-Direktor Christoph Niederberger gibt in der «Rundschau» Auskunft zur Asylsituation in den Gemeinden. Quelle: srf.ch

Ob Regionalzeitung oder das Schweizer Fernsehen, ob 
Print- oder audiovisuelle Medien: Journalistinnen und Jour-
nalisten interessieren sich regelmässig für die Positions-
bezüge des Schweizerischen Gemeindeverbands. So hat 
die SGV-Geschäftsstelle im Berichtsjahr rund 50 Medien-
anfragen beantwortet. Thematisch im Vordergrund standen 
dabei Berichte rund um die Einführung der Spartageskarte 
Gemeinde, die Asylsituation in den Gemeinden, verschie-
dene Vorlagen zum beschleunigten Ausbau der Energiein-
frastruktur, sowie Beiträge zu den Themen Cybersicherheit 
und zum Zustand des Schweizer Milizsystems.
 
Nebst den Medienanfragen kommuniziert der SGV natür-
lich auch von sich aus. So hat die Geschäftsstelle im Be-
richtsjahr vier Medienmitteilungen publiziert und 17 News-

letter an rund 4700 Abonnentinnen und Abonnenten ver-
schickt. Hinzu kam ein Sonder-Newsletter im Rahmen der 
Messe Suisse Public Smart, mit welcher der SGV partner-
schaftlich verbunden ist. Sämtliche redaktionellen News-
letter-Beiträge sind auch im Newsroom unserer Verbands-
webseite zu finden.

Darüber hinaus ist der SGV auch in den Sozialen Medien 
aktiv. Neben einem Instagram-Profil, das gegen Ende des 
Berichtsjahrs neu eingerichtet wurde, postet der Verband 
auf LinkedIn, X (eh. Twitter) und via Facebook Neuigkeiten, 
Veranstaltungshinweise oder Verlinkungen auf Artikel des 
Verbandsmagazins «Schweizer Gemeinde».

Claudia Kratochvil-Hametner, stv. Direktorin SGV, anlässlich einer Pressekonferenz zur 
Einführung der neuen «Spartageskarte Gemeinde». Quelle: srf.ch

https://www.chgemeinden.ch/de/news/medienmitteilungen/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsletter/index.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsletter/index.php
https://www.suissepublicsmart.ch/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/
https://www.instagram.com/chgemeinden/
https://www.linkedin.com/company/77932069/admin/feed/posts/
https://twitter.com/CH_Gemeinden
https://www.facebook.com/people/Schweizerischer-Gemeindeverband/100066620326480/
https://www.schweizer-gemeinde.ch/
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DER SGV BEZIEHT POSITION

Einladung zum Dialog mit der Gemeinde
Im Rahmen des Internationalen Tags der Demokratie 
2023 rief die nationale Plattform für politische Bildung 
und Partizipation «Campus für Demokratie» die 
Schweizer Gemeinden und Städte auf, den Austausch 
mit der Bevölkerung zu suchen. In Zusammenarbeit 
mit dem SGV und dem Schweizerischen Städtever-
band wurde die Aktion «Dialog mit der Gemeinde» 
entwickelt. Die Idee dahinter: Die Bevölkerung und die 
politischen Behörden in einem informellen Rahmen 
zusammenzubringen und über Fragen der Lokalpolitik 
zu diskutieren. Eine Anleitung und eine Vorlage für ei-
nen Flyer dienten als Hilfsmittel für die Organisation 
des Anlasses.  

SOZIALES UND GESUNDHEIT

Familienergänzende Kinderbetreuung: 
SGV zeigt im Ständerat Kompromiss auf
Der Nationalrat hat der Vorlage für eine Verstetigung der 
Bundesfinanzierung in der familienergänzenden Kinderbe-
treuung (Pa. Iv. 21.403) im März zugestimmt und diese 
praktisch unverändert an den Ständerat überwiesen. Die 
Vorlage verfolgt zwei Kernziele: Einerseits die nachhaltige 
und wirkungsvolle Reduktion der Betreuungskosten für 
Eltern, die ihre Kinder familienextern betreuen lassen. An-
dererseits soll eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung der 
familienergänzenden Kinderbetreuung via Programmver-
einbarungen gemeinsam mit den Kantonen und Gemein-
den vorangetrieben werden.

Der SGV war im Juli zur parlamentarischen Anhörung ein-
geladen und legte vor den Mitgliedern der ständerätlichen 
Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-S) 
die Kompromisslinien für eine mehrheitsfähige und finan-
ziell tragbare Vorlage dar. Die Schweizer Wirtschaft und 
auch der Bund profitieren von einer besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf (Standortattraktivität, Steuereinnah-
men). Der Bund setzt damit seinen eigenen Auftrag (Le-
gislaturziele) um.

Dennoch hat die Vorlage angesichts des angeschlagenen 
Bundeshaushalts und aus staatspolitischen Überlegungen 
einen schweren Stand. Der Bundesrat lehnt die Vorlage ab 
und verlangt eine Gegenfinanzierung im Rahmen einer 
Anpassung der Kantonsanteile am Ertrag der direkten Bun-
dessteuer. Die ständerätliche Kommission trat im August 
auf die Vorlage ein, liess aber ein alternatives Modell im 
Bereich der Familienzulagen prüfen. Im Rahmen der dazu 
angekündigten Vernehmlassung wird sich der SGV erneut 
aus Sicht der Gemeinden einbringen.

 

Neuerungen in der Kulturbotschaft
Die kommunale Ebene trägt rund die Hälfte der öffent-
lichen Ausgaben für Kultur. In seiner Stellungnahme 
zur Kulturbotschaft 2025-2028 wies der SGV auf ei-
nige für die Gemeinden besonders relevante Punkte 
hin. Er begrüsste insbesondere die Aufnahme des 
Schwerpunkts Digitale Transformation, wo gerade in 
der digitalen Sicherung und Archivierung grosse Her-
ausforderungen warten. Eine gesetzliche Verankerung 
und zentrale Steuerung der Baukultur durch den Bund 
lehnte er hingegen ab. Ebenfalls begrüsst wird die 
 finanzielle Unterstützung der Kantone und Gemeinden 
beim Thema Halteplätze für Fahrende. 

Quelle: Shutterstock

https://campusdemokratie.ch/vorschlaege/dialog-mit-der-gemeinde/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210403
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_07_06_Familienergaenzende-Kinderbetreuung-Kommunale-Ebene-definiert-moeglichen-Kompromiss.php
https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/politik/stellungnahmen/deutsch/Stellungnahmen-2023/Stellungnahme-SGV_Kulturbotschaft-2025-2028.pdf
https://www.bak.admin.ch/bak/de/home/themen/kulturbotschaft.html
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Problematische IV-Berechnung 
belastet kommunale Sozialhilfe
Wer nach einem Unfall oder Krankheit Anrecht auf eine 
Invalidenrente hat, wird von der Invalidenversicherung (IV) 
eingeschätzt: Anhand des bisherigen (vor der Invalidität 
erzielten) Lohns sowie dem voraussichtlichen zukünftigen 
Lohn berechnet die IV die Höhe der IV-Rente. Politik und 
Wissenschaft stimmen allerdings überein, dass die Ein-
kommensmöglichkeiten von Personen mit Behinderungen 
regelmässig zu hoch eingeschätzt werden. Betroffene Per-
sonen erhalten so keine oder zu wenig IV-Gelder und sind 
infolgedessen oftmals auf Sozialhilfe angewiesen. Die 
Hauptlast der nicht korrekten Berechnungsgrundlage tra-
gen somit die Schweizer Gemeinden.

Mit der Motion 22.3377 «Invaliditätskonforme Tabellenlö-
hne bei der Berechnung des IV-Grads» wurde der Bundes-
rat beauftragt, den realistischen Einkommensmöglichkei-
ten von Personen mit Behinderungen vermehrt Rechnung 
zu tragen. Entgegen den klaren Vorgaben der Motion 
stützte sich der Bundesrat bei der Neuberechnung der 
IV-Renten aber nicht auf wissenschaftliche Analysen. Statt-
dessen hat der Bundesrat im Herbst 2023 einen Pauschal-
abzug in Höhe von zehn Prozent (des voraussichtlichen 
zukünftigen Einkommens) beschlossen. Der SGV erachtet 
dies als enttäuschend: Angesichts der zeitlichen Dringlich-
keit zeigte er sich mit einem Pauschalabzug zwar einver-
standen. Um den tatsächlichen Einkommensmöglichkeiten 
von Personen mit Behinderungen Rechnung zu tragen, 
müsste der Pauschalabzug aber bei mindestens 15 Prozent 
liegen. Mit der Weigerung des Bundesrats, die Motion 
22.3377 wortgetreu umzusetzen, werden die Kassen der 
kommunalen Sozialhilfeämter weiterhin unnötig belastet.

Gesundheitsförderung in Gemeinden
Gemeinden und Städte spielen bei der Umsetzung 
von Gesundheitsförderung und Prävention eine wich-
tige Rolle. Sie schaffen die Rahmenbedingungen für 
Begegnungs- und Bewegungsräume und partizipative 
Prozesse, die den sozialen Zusammenhalt und die Ge-
sundheit fördern. Der SGV macht kommunale Initiati-
ven der Gesundheitsförderung sichtbar. Auf der neuen 
Themenseite von Gesundheitsförderung Schweiz fin-
den die Gemeinden nützliche Hinweise zu aktuellen 
Publikationen, Programmen, Labels und zur finanziel-
len Unterstützung.

Quelle: Shutterstock

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223377
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-98253.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-98253.html
https://gesundheitsfoerderung.ch/themen/stiftung-gesundheitsfoerderung-schweiz/gesundheitsfoerderung-in-gemeinden-und-staedten
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MIGRATION 
Weiterhin hohe Zahlen im Asylbereich
Das Jahr 2023 war wie das Vorjahr von einer hohen Zahl 
von Ankünften im Asylbereich geprägt. Einerseits führte 
der anhaltende Konflikt in der Ukraine dazu, dass weiterhin 
viele Menschen das Land verliessen, auch in Richtung 
Schweiz, wo die Zahl der Schutzsuchenden unter Berück-
sichtigung der Ein- und Ausreisen mehr oder weniger sta-
bil blieb. Insgesamt besassen Ende Jahr über 66'000 Per-
sonen den Schutzstatus S. Dieser wird gemäss Bundes-
ratsentscheid vom November 2023 nicht vor März 2025 
aufgehoben; gleichzeitig wurde ein provisorisches Umset-
zungskonzept für die Rückkehr der Ukrainerinnen und Uk-
rainer in ihr Herkunftsland erarbeitet – auch der SGV nahm 
an der Konsultation teil.

Andererseits stieg die Zahl der ordentlichen Asylgesuche 
aus anderen Ländern. So stellten im Jahr 2023 über 30’000 
Personen ein Asylgesuch in der Schweiz. Der hohe Zu-
strom von Flüchtenden stellte sowohl für den Bund als 
auch für die Kantone, Städte und Gemeinden eine Heraus-
forderung dar. Auch auf kommunaler Ebene suchte man 
stets nach neuen Unterbringungsmöglichkeiten, was in 
diversen Regionen mit erheblichen Schwierigkeiten ver-
bunden war. Ein vom Bundesrat beantragter Kredit zur 
Schaffung zusätzlicher temporärer Unterbringungsplätze in 
Containeranlagen auf Arealen der Armee scheiterte in der 
Sommersession. Aus Sicht des SGV bleibt die Schaffung 
von zusätzlichen Unterbringungskapazitäten auf Bundese-
bene strategisch sehr wichtig, insbesondere um vorzeitige 
Zuweisungen von Asylsuchenden an die Kantone zu ver-
meiden.

Der Asylbereich erfordert in normalen und gerade auch in 
Krisenzeiten ein koordiniertes Vorgehen und eine effiziente 
Zusammenarbeit zwischen den drei Staatsebenen. Der 
SGV ist in den verschiedenen Arbeitsgruppen des Bundes 
sowie in dem im Jahr 2022 aktivierten Sonderstab Asyl 
«SONAS» vertreten.

DIGITALISIERUNG 
«Link-Steuer» kann (Regional-)Medien stärken
In einer digitalisierten Welt, auch im Medienbereich, stellt 
sich das Problem, dass heute grosse globale Unternehmen 
der Tech-Branche ohne jede Kostenfolge Medieninhalte von 
Journalistinnen und Journalisten auch aus Schweizer Me-
dien «einfach so» übernehmen und so unter anderem at-
traktiven Platz für partikulare Werbeeinnahmen schaffen 
und ausnützen können. Ein politischer Grundkonsens be-
steht darin, dass die Übernahme der Produkte von Medien-
schaffenden nicht kostenlos sein sollte. Zusammen mit der 
Schweiz haben die europäischen Länder dieses Problem 
ebenfalls erkannt und eigene Regelungen erarbeitet. Deren 
Umsetzung ist im Gange, wichtige Aussagen über Erfolg 
und Effektivität der gewählten Massnahmen können zur-
zeit nicht abschliessend gemacht werden.

Der Bundesrat hat nun mit einer Revision des Urheber-
rechtsgesetzes auf das Problem reagiert, indem er ein 
sogenanntes Leistungsschutzrecht zugunsten von Medien-
unternehmen vorschlägt. Damit wird ein Vergütungsan-
spruch für Medienunternehmen geschaffen, falls grosse 
Online-Dienste journalistische Veröffentlichungen beispiels-
weise durch das Anzeigen von Snippets (kurze Auszüge 
aus journalistischen Veröffentlichungen) zugänglich ma-
chen. Als Urheberinnen und Urheber sollen die Medien-
schaffenden an diesem Vergütungsanspruch angemessen 
beteiligt werden. Gegen diesen Grundsatz ist aus Sicht des 
SGV nichts einzuwenden. Die Frage ist aber, wie sich dies 
effizient und effektiv umsetzen lässt. Ob der vorliegende 
Gesetzesentwurf diesem Anspruch genügen kann, bleibt 
mit der konkreten Umsetzung abzuwarten. Jedenfalls soll-
ten die zu erwartenden kritischen Gegenargumente einge-
hend durch den Bundesrat geprüft werden.

Quelle: Shutterstock

Quelle: Shutterstock

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/medien/mm.msg-id-98405.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/medien/mm.msg-id-98405.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-97984.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-97984.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/archiv/2023/12.html
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_06_15_Rueckblick-auf-die-Sommersession-2023.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_06_15_Rueckblick-auf-die-Sommersession-2023.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_09_18_Leistungsschutzrecht-Erfahrungen-aus-dem-Ausland-abwarten.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_09_18_Leistungsschutzrecht-Erfahrungen-aus-dem-Ausland-abwarten.php
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ENERGIE UND UMWELT

Liberalisierung des Siedlungsabfallmonopols
Mittels Revision des Umweltschutzgesetzes möchte 
der Nationalrat die Kreislaufwirtschaft stärken.  
Sein Entwurf beinhaltet die Liberalisierung des Sied-
lungsabfallmonopols, wodurch private Anbieter ohne 
Konzession der Gemeinde rezyklierbare Abfälle aus 
Privathaushalten sammeln dürften, sofern die gesam-
melten Materialien wiederverwertet werden.
  
Der SGV erachtet diese geplante Lockerung als kri-
tisch, da es die Gemeinden sind, die die Abfallents-
orgung gewährleisten müssen. Eine Liberalisierung 
würde einerseits zu Planungsunsicherheit und admi-
nistrativem Mehraufwand führen, da sich die Gemein-
den mit den privaten Leistungserbringern koordinieren 
müssten. Andererseits besteht die Gefahr, dass sich 
Privatunternehmen auf die Sammlung und den Ver-
kauf von lukrativem Abfall konzentrieren, während  
den Gemeinden nur jene Abfälle übrig bleiben, deren 
Entsorgung kostspielig ist.

 

Beschleunigung von Projekten im Bereich der 
erneuerbaren Energien
Heute dauert es in der Regel rund 20 Jahre, bis ein Projekt 
für eine Windkraftanlage realisiert werden kann. Das Par-
lament möchte daher die Genehmigungsverfahren für 
Wind-, Solar- und Wasserkraftinfrastrukturen beschleuni-
gen. So zielt ein in der Sommersession verabschiedeter, 
dringlicher Gesetzesentwurf einerseits auf die Beschleu-
nigung grosser Wasser- und Windkraftprojekte ab, für wel-
che die betroffenen Gemeinden bereits eine Nutzungspla-
nung genehmigt haben («Windexpress»). Andererseits 
sieht die Vorlage zur Verfahrensbeschleunigung konzent-
rierte Plangenehmigungsverfahren vor, die direkt von den 
Kantonen durchgeführt werden sollen.

Beide Projekte tangieren die Gemeindeautonomie direkt. 
Der SGV hat sich daher dafür eingesetzt, dass betroffene 
Gemeinden ungeachtet von Verfahrensbeschleunigungen 
über die Realisierung solcher Energieprojekte auf ihrem 
Gemeindegebiet eigenständig entscheiden können. Da 
hier das Mitspracherecht der Gemeinden betroffen ist, ist 
es von entscheidender Bedeutung, dass solche Gesetze-
sprojekte die grundlegenden demokratischen Rechte und 
Prozesse respektieren. Leider hat der Nationalrat im De-
zember 2023 die Forderungen des SGV nur teilweise be-
rücksichtigt, indem er es den Kantonen überlassen will, bei 
der Realisierung solcher Energieinfrastrukturprojekten die 
Zustimmung der Standortgemeinden einzuholen (oder 
nicht). Die Vorlage geht nun in den Ständerat.

Quelle: Shutterstock

Biodiversitätsinitiative 
Der SGV unterstützt den indirekten Gegenvorschlag 
zur Volksinitiative «Für die Zukunft unserer Natur und 
Landschaft» (Biodiversitätsinitiative). Nach mehreren 
Änderungen im Jahr 2022 gewährleistet der Entwurf 
des Nationalrats die qualitative Aufwertung und Ver-
netzung bestehender Flächen und sichert das Budget 
zur Stärkung des ökologischen Ausgleichs in Sied-
lungsgebieten. Mit diesem lassen sich die Mehrkos-
ten ausgleichen, die den Gemeinden entstehen, 
 indem sie eine arbeitsaufwendigere biodiversitäts-
freundliche Grünflächenpflege betreiben.

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_05_03_Lockerung-des-Siedlungsabfallmonopols-SGV-fuer-klare-Rahmenbedingungen.php
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220461
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_10_09_Verfahrensbeschleunigung-bei-energetischen-Infrastrukturen-nicht-ohne-die-Gemeinden.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_01_13_Biodiversitaet-SGV-zieht-einen-qualitativen-Ansatz-vor.php
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RAUMPLANUNG UND VERKEHR

Förderung des Langsamverkehrs
Der Langsamverkehr stellt für die Gemeinden ein 
wichtiges Thema dar – stellt sie aber auch vor Heraus-
forderungen. Es gilt, verschiedene Interessen auszu-
balancieren, stets unter Berücksichtigung des für den 
Verkehr und das Parkieren von verschiedenen Fahr-
zeugtypen verfügbaren Raumes. Der SGV setzt sich 
deshalb dafür ein, dass Gemeinden Massnahmen zur 
Förderung des Langsamverkehrs auf einfache und effi-
ziente Weise umsetzen können. Der Entwurf zur Än-
derung verschiedener Verordnungen im Zusammen-
hang mit dem Langsamverkehr hat zum Ziel, die Nut-
zung der betreffenden Verkehrsflächen zu optimieren. 
Der SGV unterstützt den Entwurf, da er für die Ge-
meinden verschiedene Erleichterungen und Vereinfa-
chungen mit sich bringt. Ebenso setzt sich der SGV 
für eine pragmatische Umsetzung des Veloweggeset-
zes sowie für eine Unterstützung bei der Finanzierung 
von Velowegen ein. 

Aktualisierung Raumkonzept Schweiz
Bund, Kantone, Städte und Gemeinden haben im Jahr 2012 
das «Raumkonzept Schweiz» (RKS) erarbeitet. Das Instru-
ment versteht sich als Orientierungshilfe für Akteure, die 
sich mit Raumplanung und -entwicklung beschäftigen. 
Gleichzeitig ist das von den drei Staatsebenen erarbeitete 
RKS auch Grundlage für weitere Strategien, welche auf 
eine kohärente Raumentwicklung abzielen (z.B. Agglome-
rationspolitik, Politik für die ländlichen Räume und Bergge-
biete). Somit betrifft das Raumkonzept Schweiz diverse 
Themen, die sich auf die Raumentwicklung auswirken: Vom 
Klimawandel über die Energieversorgungssicherheit bis hin 
zum Bevölkerungswachstum.
 
Die Trägerorganisationen, zu denen auch der SGV gehört, 
haben daher beschlossen, das RKS zu aktualisieren. Die 
Arbeiten dazu begannen im Januar 2023 mit einer Umfrage 
unter Fachleuten, gefolgt von themenspezifischen Tagun-
gen für Spezialistinnen und Spezialisten aus verschiedens-
ten Bereichen der Raumplanung. Auf Grundlage ihrer Rück-
meldungen sowie aufgrund der Vorschläge der tripartiten 
Arbeitsgruppe, der auch der SGV angehört, konnten ver-
schiedene Stossrichtungen definiert werden. Nebst der 
tripartiten Arbeitsgruppe ist der SGV auch in der tripartiten 
strategischen Leitungsgruppe vertreten. Ende 2023 wurde 
ein erstes Dokument erstellt, das die wichtigsten Aktuali-
sierungen enthält.
 

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_10_20_Langsamverkehr-Revision-verschafft-Gemeinden-mehr-Spielraum.php
https://raumkonzept-schweiz.ch/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_04_11_-Wie-soll-die-Schweiz-2050-aussehen.php
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FINANZEN UND WIRTSCHAFT

Herausfordernde Individualbesteuerung
Neben der OECD-Mindestbesteuerung wurde auch der 
Wechsel zu einer Individualbesteuerung diskutiert. Der 
SGV unterstützte dabei grundsätzlich aus gesellschaftspo-
litischer Sicht eine Abkehr von der Gemeinschaftsbesteu-
erung hin zu einer zivilstandsunabhängigen Individualbe-
steuerung. Dadurch soll bezweckt werden, die steuerliche 
Ungleichbehandlung von verheirateten Paaren einzustellen 
(Stichwort «Heiratsstrafe»). Das wird absehbar eine posi-
tive Wirkung auf die Arbeitsbeteiligung der Eheleute haben 
und so dem generellen Arbeitskräftemangel entgegenwir-
ken. Die Reform sollte aber für den Fiskus kostenneutral 
und für die Gesellschaft sozial gerecht umgesetzt werden 
können, was eine sehr grosse Herausforderung darstellen 
wird.   

OECD-Mindestbesteuerung 
kommt auch Gemeinden zugute
International tätige Unternehmensgruppen mit einem Um-
satz von mehr als 750 Millionen Euro sollen gemäss OECD 
auf ihre Gewinne mindestens 15 Prozent Steuern bezahlen. 
Diese Forderung einer weltweiten Mindestbesteuerung 
wurde am 18. Juni 2023 vom Schweizer Stimmvolk mit 
einer sehr klaren Mehrheit (78,5 Prozent) angenommen. 
Der SGV unterstützte die Vorlage zusammen mit Bund und 
Kantonen. Erstens stärkt eine international koordinierte 
Einführung den Wirtschaftsstandort Schweiz, weil so dem 
Wegzug von grossen Firmen entgegengewirkt werden 
kann (Stichworte Wettbewerbsfähigkeit und Rechtssicher-
heit). Weiter fliessen die zusätzlichen Steuereinnahmen zu 
75 Prozent an die Kantone und somit auch an die Gemein-
den. Insbesondere konnte durch die politische Arbeit des 
SGV sichergestellt werden, dass die Kantone die Gemein-
den bei der Verwendung der Gelder angemessen berück-
sichtigen müssen. 

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_03_16_Wechsel-zur-Individualbesteuerung-Es-warten-noch-zahlreiche-Herausforderungen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_03_16_Wechsel-zur-Individualbesteuerung-Es-warten-noch-zahlreiche-Herausforderungen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_04_25_Bundesrat-und-Parlament-stellen-sich-hinter-die-OECD-Mindestbesteuerung.php
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INSTITUTION GEMEINDE

Gemeindeautonomie gerät 
zunehmend unter Druck
Die Gemeindeautonomie ist in der Schweiz ein hohes 
rechtliches und politisches Gut, das es immer wieder zu 
verteidigen gilt. Im Rahmen der sich jagenden Energievor-
lagen betreffend Solar- und Wind-Express sowie Verfah-
rensbeschleunigungen kam die Gemeindeautonomie ge-
hörig unter Druck. Dies im Rahmen der Bewilligungsver-
fahren betreffend Energiegewinnungs-Anlagen von höhe-
rem öffentlichem Interesse. Bewährte Verfahren, welche 
die demokratische Mitsprache und politische Beteiligung 
sicherstellen, wurden dort mit Verweis auf die ausseror-
dentlichen Mangellage in der Energieproduktion zusam-
mengestutzt. Stets zum Nachteil der kommunalen Ebene.

Bei der wichtigen Interessenabwägung bezüglich Ent-
scheidfindung soll im Mantelerlass der Energieproduktion 
auf lange Zeit Vorrang gewährt werden, zuungunsten von 
höheren Rechten im Bereich des Landschafts-, Natur- und 
Umweltschutzes. Beim Solar- und Wind-Express konnte 
auf Hinwirken des SGV sowie der Gebirgskantone via Stän-
derat ein Mitspracherecht für die Standortgemeinden er-
wirkt werden; der Nationalrat zuvor hatte kein Gehör für 
kommunale Anliegen gezeigt. Aufgrund der zeitlichen Ein-
geschränktheit eine politisch akzeptable Lösung im Sinne 
eines Kompromisses. Beim Beschleunigungserlass, wel-
cher nun als ordentlich geltendes Recht auf längere Zeit 
wirken soll, sind die Diskussionen dagegen noch im Gange. 
Der SGV gibt sich überzeugt, dass nur demokratisch legi-
time Verfahren nachhaltige Lösungen für allgemein akzep-
tierte Projekte im Bereich Windkraft und Photovoltaik her-
vorbringen werden. Nur so kann die Versorgungsicherheit 
im Energiebereich zusammen mit der Bevölkerung sicher-
gestellt werden.

Aufbau eines nationalen Adressdienstes
Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Gesetzes-
vorlage für den Aufbau eines nationalen Adressdienstes 
(23.039). Mit einer neuen Datenbank sollen Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindebehörden sowie Dritte, die über einen 
gesetzlichen Auftrag verfügen, schweizweit die gemelde-
ten Wohnadressen natürlicher Personen abfragen können. 
Gegenwärtig sind solche Abfragen nur auf Gemeinde- oder 
Kantonsebene möglich, weshalb ein Interesse besteht, 
diese Informationen zentral zu bündeln. Der SGV unter-
stützt das Vorhaben insgesamt als wichtigen Schritt hin zu 
einer digitalisierten Verwaltung, hat aber verschiedene For-
derungen, welche er bereits 2019 im Rahmen einer kriti-
schen Stellungnahme eingebracht hat.

Der Aufwand für die Adress- und Wohnsitzrecherchen 
könnte reduziert, der schweizweite Abgleich von Adress-
daten vereinfacht und die Geschäftsprozesse der öffentli-
chen Hand effizienter wahrgenommen werden. Dennoch 
bleiben viele Fragen offen. Gerade vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen mit der Einführung der Radio- und TV-Ab-
gabe kann die Einführung eines nationalen Adressdienstes 
nur in guter Absprache mit den Städten und Gemeinden 
erfolgen. Im Rahmen der Anhörung vor der staatspoliti-
schen Kommission des Ständerats (SPK-S) wies der SGV 
auf verschiedene kritische Punkte hin (Mehraufwand, Ge-
bührenpflicht, Haftungsfrage) und brachte konkrete An-
träge ein. Diese sind in einem Factsheet nachzulesen. In 
der Wintersession stimmte der Ständerat dem Geset-
zesentwurf zu und schickte diesen mit nur einer Änderung 
in den Nationalrat. Der SGV bleibt für die Gemeinden dran.

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_07_06_Solar-und-Windenergie-Gemeinden-und-ihre-Bevoelkerung-nicht-umgehen.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_07_06_Solar-und-Windenergie-Gemeinden-und-ihre-Bevoelkerung-nicht-umgehen.php
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230039
https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/politik/stellungnahmen/deutsch/archiv/Stellungnahmen-2019/SGV-Stellungnahme-Vl-ADG_22-11-2019.pdf
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/Factsheet_NAD_d.pdf
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Der SGV hat im Berichtsjahr zu folgenden  
Geschäften Stellung genommen:
Eidgenössisches Departement des Innern
• Änderung der Verordnung über die Invalidenversiche-

rung (IVV). Umsetzung der Motion SGK-N 22.3377 
«Invaliditätskonforme Tabellenlöhne bei der Berech-
nung des IV-Grads», Juni 2023

• Förderung der Kultur in den Jahren 2025-2028  
(Kulturbotschaft), September 2023

• Änderung des Bundesgesetzes über Ergänzungsleis-
tungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenver-
sicherung (ELG). Anerkennung des betreuten Woh-
nens für Bezügerinnen und Bezüger von EL zur AHV, 
Oktober 2023

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
• Änderung der Ausführungsverordnungen (VZAE, VV-

WAL, AsylV 2) zum Ausländer- und Integrationsgesetz 
und zum Asylgesetz (Anpassungen des Status der 
vorläufigen Aufnahme), Mai 2023

• Änderung des Zivilgesetzbuches (Erwachsenen-
schutz), Mai 2023

• Revision der Zivilstandsverordnung über die Gebüh-
ren im Zivilstandswesen, September 2023

• Änderung des Urheberrechtsgesetzes, September 
2023

Eidgenössisches Finanzdepartement
• Bundesgesetz über die Individualbesteuerung,  

März 2023
• Änderung der Automobilsteuerverordnung: Aufhe-

bung der Steuerbefreiung auf Elektrofahrzeugen,  
Juli 2023

• Bundesgesetz über die Massnahmen zur Entlastung 
des Bundeshaushaltes ab 2025, Oktober 2023

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation
• Pa. Iv. Candinas. Unnötige und schädliche Beschrän-

kungen des Zweitwohnungsgesetzes in Sachen 
 Abbruch und Wiederaufbau von altrechtlichen 
 Wohnungen aufheben, Februar 2023

• Pa. Iv. Bregy. Kein «David gegen Goliath» beim 
 Verbandsbeschwerderecht, Juli 2023

• Verkehrsflächen für den Langsamverkehr,  
Oktober 2023

• Änderung des Stromversorgungsgesetzes (Strom-
reserve), Oktober 2023

• Verordnungsänderungen zur Revision des Personen-
beförderungsgesetzes / Totalrevision der Verordnung 
über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs 
(ARPV), Dezember 2023

 Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 
 Bevölkerungsschutz und Sport
• Strategie Untergrund Schweiz, März 2023

Die Stellungnahmen des SGV lassen sich hier nach lesen.

Der SGV hat im Berichtsjahr an folgenden 
parlamentarischen Anhörungen teilgenommen:
• Anhörung «Für die Zukunft unserer Natur und Land-

schaft (Biodiversitätsinitiative). Volksinitia tive und indi-
rekter Gegenvorschlag», UREK-S, Januar 2023

• Anhörung «Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2024-
2027» und «Bundesbeschluss Agglomerationspro-
gramme», KVF-N, März 2023

• Anhörung «Rahmenbedingungen Mobilfunknetz», 
KVF-S, Mai 2023

• Anhörung «Gesetzesvorlage zur Umsetzung der  
Pa. Iv. 21.403 (Familienergänzende Kinderbetreuung, 
Überführung der Anstossfinanzierung in eine zeit-
gemässe Lösung), WBK-S, Juli 2023

• Anhörung «Änderung Energiegesetz (Beschleuni-
gungserlass)», UREK-N, Oktober 2023

• Anhörung «Adressdienstgesetz», SPK-S,  Oktober 
2023

Quelle: Shutterstock

https://www.chgemeinden.ch/de/politik/stellungnahmen/
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Quelle: Shutterstock
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Wer politisch aktiv ist, muss über ein breites Netzwerk 
verfügen. Das gilt auch für den SGV: Er engagiert sich in 
dutzenden Arbeitsgruppen, Steuerungsausschüssen, Trä-
gervereinen oder Führungsgremien, damit die Stimme der 
kommunalen Ebene an den richtigen Orten gehört wird. 
Nachfolgend die Liste der Gremien, in denen der SGV 2023 
Einsitz nahm.
 
Asylwesen, Migration 
• Arbeitsgruppe Monitoring Asylsystem (SEM)
• Begleitgruppe Resettlement (SEM)
• Fachausschuss Asylverfahren und Unterbringung (SEM)
• SONAS Sonderstab Asyl (SEM)
• Task Force Ukraine (SODK)
• Begleitgruppe Studie zu Einbürgerungen von Auslände-

rinnen und Ausländern (SEM)
• Eidg. Migrationskommission EKM
• Telekonferenz Programm S (SEM)

Bildung, Partizipation, Freiwilligenarbeit
• Arbeitsgruppe Botschaft für die politische Bildung der 

jungen Generation
• Begleitgruppe Tag der Demokratie (Campus 

Demokratie)
• Netzwerk freiwillig engagiert
• Trägerschaft Rechtsfachleute HF
• Trägerschaft «Fachfrau/Fachmann öffentliche 

Verwaltung»
• Trägerschaft «Spezialist/-in öffentliches Beschaffungs-

wesen»
 
Gesundheit
• Arbeitsgruppe Medizinische Grundversorgung
• Forum Medizinische Grundversorgung (BAG)
• Austauschgefäss Pflegefinanzierung (BAG)
• Nationale Plattform Demenz (BAG)
• Nationale Plattform Palliative Care (BAG)
• Patronat Preis «Gesunde Gemeinde/Gesunde Stadt»
• Eidg. Kommission für die Pandemievorbereitung (EKP)
 
Soziales, Familie
• Arbeitsgruppe Behindertenpolitik
• Arbeitsgruppe Betreutes und Begleitetes Wohnen 

(SODK)
• Arbeitsgruppe Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung 

der Istanbul-Konvention (EDI)
• Begleitgruppe Communities that Care
• Begleitgruppe zur Umsetzung des Postulats 20.4421 

Samira Marti «Kindeswohl im Asyl- und 
Ausländerrecht»

• Dialog zwischen Migrations- Integrations- und Sozialhil-
febehörden «Sozialhilfedialog» (SEM)

• Expertengruppe Sozialstatistik
• IIZ-Fachstelle (SODK/SKOS/SGV/SSV)
• IIZ-Steuergruppe
• IKA frühe Kindheit (Kantone, SGV, SSV)
• Steuergruppe Nationale Plattform gegen Armut (BSV)
• Projektgruppe Nationale Plattform gegen Armut. 

 «Bestandsaufnahme und materielle Existenzsicherung»
• Vorstand Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe 

(SKOS)
• Vorstand Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen 

und Sozialdirektoren (SODK)

• Steuergruppe Modernisierung Sozialhilfestatistik
• Steuergruppe QuartierLeben (Pro Senectute)
• Vereinbarkeit Beruf und Familie
• Verstetigung Finanzierung familienergänzende Kinder-

betreuung (SODK, EDK, SGV, SSV)
• Soundingboard ZHAW-Tool Falllast Sozialhilfe
• Stiftung Zukunft für Schweizer Fahrende

Kultur
• Arbeitsgruppe Nationale Strategie Kulturerbe Schweiz
• Fachebene Nationaler Kulturdialog (BAK)
• Politische Ebene Nationaler Kulturdialog (BAK) 

 
Institution Gemeinde
• Betriebsausschuss ePublikation für Gemeinden und 

Städte
• Change Advisory Board ePublikation für Gemeinden 

und Städte
• Stiftung SGV
• Tripartite Konferenz TK
• Technische Ebene TTA

Digitalisierung
• Operatives Führungsgremium Digitale Verwaltung 

Schweiz DVS
• Politisches Führungsgremium Digitale Verwaltung 

Schweiz DVS
• Vorstand Verein «Myni Gmeind»
• Projekt Innotour: Digikoop – strategiefähige touristische 

Regionen (Potenziale der Digitalisierung nutzen)

Sicherheit
• Begleitgruppe Nationale Strategie zum Schutz der 

Schweiz vor Cyber-Risiken
• Lenkungsausschuss «Umgang mit Naturgefahren»
• Politische Aufsicht NAP gegen Menschenhandel
• Strategische Begleitgruppe NAP gegen Menschen handel
• Politische Aufsicht NAP Radikalisierung
• Strategische Begleitgruppe NAP Radikalisierung
• Vorstand Arbeitssicherheit Schweiz

Raumplanung, Kommunale Infrastruktur, Wohnen
• Arbeitsgruppe Berggebiete
• Arbeitsgruppe Leitungskataster Schweiz
• Vorstand Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren- 

Konferenz BPUK
• Begleitgremium Geoinformation (BPUK)
• Begleitgruppe Wirkungsanalyse Zweitwohnungen
• Echoraum RegioNetze
• Netzwerk Raumentwicklung (EspaceSuisse)
• Projekt USPAT: Raumbezogene statistische Grund-

einheiten
• Pilotprojekt Landschaftskonzept Schweiz LKS (ARE/

EspaceSuisse)
• Tripartite strategische Leitung Aktualisierung Raum-

konzept Schweiz
• Tripartite Arbeitsgruppe Aktualisierung Raumkonzept 

Schweiz
• Vorstand Schweizerischer Verband Kommunale 

Infrastruktur SVKI
• TK-Dialog «Qualitätsvolle Innenentwicklung»
• Vorstand Koordinationskonferenz der Bau- und Liegen-

schaftsorgane der öffentlichen Bauherren KBOB

DER SGV IM EINSATZ FÜR DIE GEMEINDEN
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• Wohnungspolitischer Dialog
• Arbeitsgruppe TK-Konferenz Zusammenleben

Verkehr
• Arbeitsgruppe Spartageskarte Gemeinde
• Arbeitsgruppe Roadmap Elektromobilität (BFE)
• Beirat Verständnis Ladeinfrastruktur
• Fachliche Begleitgruppe Programm Verkehrsdreh-

scheiben (ARE)
• Massnahmen zur Erhöhung des ÖV-Anteils an der 

 Gesamtmobilität
• ÖV-Konferenz Bund-Kantone
• Trägerschaft Mobilitätspreis «FLUX – Goldener 

Verkehrsknoten»
• Begleitgruppe für die Überarbeitung der Erlasse des 

Programms Agglomerationsverkehr

Energie, Umwelt, Nachhaltigkeit 
• Harmonisierung Netto-Null für Städte und Gemeinden 

(EnergieSchweiz für Gemeinden)
• Runder Tisch Netzwerk Biodiversität Gemeinden
• Spitzentreffen BAFU/SGV/SSV/SVKI
• Steuergruppe EnergieSchweiz für Gemeinden
• Steuergruppe Programm «Beschleunigung des 

Ausbaus thermischer Netze»
• Strategischer Projektausschuss TK-Projekt 

«Biodiversität und Landschaft in Agglomerationen»
• Begleitgruppe TK-Projekt «Biodiversität und Landschaft 

in Agglomerationen»
• TK Agenda 2030
• Trägerverein Energiestadt
• Nationale Arbeitsgruppe CCS/NET
• Netzwerk der kantonalen Nachhaltigkeitsfachstellen 

(NKNF)
 
 

Finanzen, Wirtschaft
 • Organisationskomitee Tagung Nachhaltige öffentliche 

Beschaffung
• Soundingboard FHNW-Projekt «Förderung gleichbe-

rechtigter Teilhabe an (Kader-)Positionen in Gemeinde-
verwaltungen

• Koordinationsgruppe SVSM (regiosuisse/ 
EspaceSuisse/Kommunalverbände)

• Runder Tisch Tourismusabgaben
• Schweizerisches Rechnungslegungsgremium 

SRS-CSPCP
• Steuergruppe Umsetzung des Massnahmepakets zur 

Förderung des inländischen Arbeitskräftepotenzials

Diverse
• Kongress der Gemeinden und Regionen des 

Europarats
• Beiratssitzung Suisse public
• Direktionstreffen Post
• Salon politique Post
• Beirat Politforum Thun
• Partner POLITmonitor
• Direktionstreffen BFS

Quelle: Shutterstock
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Quelle: Gabriel Giger
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VERBANDSMAGAZIN «SCHWEIZER GEMEINDE»

Die Wahlen und 
Digitalisierungsthemen 
prägten die «Schweizer 
Gemeinde»

Die eidgenössischen Wahlen 2023 haben die «Schweizer 
Gemeinde» stark beschäftigt: Mit der Dezember-Ausgabe 
widmete der SGV ein ganzes Heft den Wahlresultaten. 
Erstmals erstellte der Verband eine detaillierte Auswertung 
der Gewählten in National- und Ständerat. Er konnte damit 
aufzeigen, wie viele Mitglieder des National- und Stände-
rats in einer Gemeindeexekutive oder -legislative tätig wa-
ren oder immer noch sind. Politologe Adrian Vatter ordnete 
die Resultate der Auswertung anschliessend in der 
«Schweizer Gemeinde» ein. Zudem begleitete das Maga-
zin drei Politikerinnen und Politiker aus allen Landesteilen, 
welche in einer Gemeindeexekutive sitzen und für den 
Nationalrat kandidierten, vor und nach der Wahl.

Neben der Politik kamen auch technische Themen nicht zu 
kurz. 2023 führte die «Schweizer Gemeinde» in Zusam-
menarbeit mit der Digitalen Verwaltung Schweiz sowie 
dem Verein «Myni Gmeind» die Rubrik Digital-Ratgeber 
ein. Darin werden Fragen im Themenbereich Digitalisie-
rung, digitale Transformation oder E-Government von Ex-
pertinnen und Experten kurz und knapp beantwortet. Das 
Projekt ist im Laufe des Jahres gewachsen und um ein 
Online-Formular erweitert worden, mit welchem Gemein-
den ihre Fragen selbst einreichen können. Der Digital-Rat-
geber hat gegen Ende des Jahres massgeblich an Be-
kanntheit gewonnen und erfreut sich grosser Beliebtheit, 
so dass er auch 2024 weitergeführt wird.

Die Inhalte der «Schweizer Gemeinde» haben 2023 einmal 
mehr gezeigt, wie innovativ die Schweizer Gemeinden 
sind. Zahlreiche Projekte in den Bereichen Energie, Nach-
haltigkeit, Biodiversität, Alter und Gesundheit, aber auch 
Partizipation hat das Magazin portraitiert. 112 Gemeinden 
aus 24 Kantonen hatten einen Auftritt in der «Schweizer 
Gemeinde». Davon stammten 61 Prozent aus der Deutsch-
schweiz, 22 Prozent aus der Romandie, 13 Prozent aus 
dem Tessin oder dem italienischsprachigen Teil Graubün-
dens sowie zwei Prozent aus dem rätoromanischen 
Sprachraum.

Die Rechnung der «Schweizer Gemeinde» schloss 2023 
mit einem Plus. Dies ist insofern erfreulich, weil die Pro-
duktionskosten wegen höherer Energie- und Papierpreise 
stiegen und auch die Situation im Werbemarkt herausfor-
dernd bleibt. 2023 fand aus diesem Grund ein Wechsel im 
Inseratemanagement statt: Seit September ist das Berner 
Unternehmen rubmedia AG für die Vermarktung des Ma-
gazins zuständig. Der SGV erhofft sich daraus neue Im-
pulse und eine Stabilisierung der Werbeeinnahmen.

2023 markierte zudem das letzte Jahr mit dem bisherigen 
Layout der «Schweizer Gemeinde». Die Vorbereitungen für 
eine Umgestaltung starteten im Sommer 2023, um das 
neue Gesicht der «Schweizer Gemeinde» im Frühling 2024 
der Öffentlichkeit präsentieren zu können.

https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.schweizer-gemeinde.ch/
https://www.schweizer-gemeinde.ch/archiv/12-l-2023
https://www.chgemeinden.ch/de/service/fragen-sie-den-digital-ratgeber/
https://www.rubmedia.ch/
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Generalversammlung 2023
Die 70. Generalversammlung des Schweizerischen Ge-
meindeverbands ging am 8. Juni 2023 – und wie jedes 
zweite Jahr im Rahmen der Berner Messe Suisse Public 
Smart – über die Bühne. Im Fokus stand dabei der auch in 
den Gemeindeverwaltungen grassierende Fachkräfteman-
gel bzw. das Erörtern möglicher Lösungsansätze für diese 
Problematik.

So stellte etwa eine Luzerner Delegation um Dina Dreussi 
und Marco Studer ein eigens produziertes Imagevideo vor, 
das Jugendlichen eine Lehre bei der kommunalen Verwal-
tung schmackhaft macht. Der von der Initiative LUnited und 
dem Gemeindeschreiber- und Geschäftsführerverband 
Luzern (ggv) herausgegebene Kurzfilm hatte auch dank der 
finanziellen Unterstützung der Stiftung SGV realisiert wer-
den können. 

Währenddessen betonten Rémy Hübschi vom Staatsse-
kretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) so-
wie Micheline Guerry-Berchier vom Freiburger Gemeinde-
verband die essentielle Bedeutung der (Aus- und Weiter-)
Bildung als wichtigsten Schlüssel, um den Fachkräfteman-
gel mittel- und langfristig zu entschärfen. In der West-
schweiz wurden dazu spezielle Ausbildungsgänge für fran-
zösischsprachige Gemeindekader konzipiert.

Einen dritten Ansatz stellten Karin Freiermuth und Chris-
toph Vogel von der Fachhochschule Nordwestschweiz 
(FHNW) vor. Beide forschen zu neuen Arbeitsmodellen, die 
eine Stelle für potenzielle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer attraktiver machen können.

Am anschliessenden Podium, an dem auch SGV-Vizepräsi-
dent Jörg Kündig sowie der Leiter des Bündner Amts für 
Gemeinden, Thomas Kollegger, teilnahmen, war man sich 
einig: Der Fachkräftemangel ist eine Realität, mit der sich 
die Gemeinden arrangieren müssen – bietet aber auch 
Chancen. Nämlich dann, wenn die Gemeinden aufzeigen 
können, dass eine Anstellung bei der kommunalen Verwal-
tung eine durchaus sinnstiftende Erwerbstätigkeit sein 
kann.

Am statutarischen Teil genehmigte die Generalversamm-
lung sämtliche Geschäfte einstimmig. Die Jahresrechnung 
des Verbands schloss mit einem erfreulichen Überschuss 
von rund 52’000 Franken. Die Anwesenden wählten zudem 
zwei Gemeindepräsidentinnen in den SGV-Vorstand: Nina 
Gansner, Gemeindepräsidentin von Seewis (GR) und 
Sandra Hess, Stadtpräsidentin von Nidau (BE). Sie ersetzen 
die abtretenden Carmelia Maissen und Roberta Pantani 
Tettamanti.

Die nächste Generalversammlung wird am 20. Juni 2024 
in Neuhausen am Rheinfall (SH) stattfinden. Auf der Trakt-
andenliste stehen dann u.a. die Gesamterneuerungswah-
len des SGV-Vorstands, wobei nach dem angekündigten 
Rücktritt von Präsident Hannes Germann nicht zuletzt die 
Verbandsspitze neu zu besetzen sein wird.  

Verbandspräsident Hannes Germann (r.) und Direktor Christoph Niederberger heissen die Teilnehmenden in 
Bern zur 70. SGV-Generalversammlung willkommen. Quelle: SGV/Corinne Aeberhard

https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/generalversammlung/
https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/medienmitteilungen/deutsch/2021/Medienmitteilung-zur-GV-des-Schweizerischen-Gemeindeverbands.pdf
https://www.chgemeinden.ch/wAssets/docs/medienmitteilungen/deutsch/2021/Medienmitteilung-zur-GV-des-Schweizerischen-Gemeindeverbands.pdf
https://www.lunited.ch/assets/uploads/videos/Berufslehre_Luzerner_Gemeinden.mp4
https://www.fr2c.ch/fr2c/Association.html
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Geschäftsstelle*
Christoph Niederberger, Direktor

Claudia Kratochvil-Hametner, stv. Direktorin, Leiterin 
Politikbereiche Bildung, Gesundheit, Integration und 
Soziales

Fabiola Kummer, Leiterin Administration  
und Buch haltung

Manon Röthlisberger, Projektleiterin Politikbereiche 
Umwelt, Raumplanung und Nachhaltigkeit, Delegierte 
für die Romandie

Luisa Tringale, Projektleiterin Politikbereiche Migration 
und Asyl, Partizipation

Maude Schreyer-Gonthier, Projektleiterin Politikberei-
che Energie, Raumplanung und Mobilität  
(ab Februar 2023)

Nadja Sutter, Chefredaktorin «Schweizer Gemeinde»

Fabio Pacozzi, Leiter Kommunikation

*Im September 2023 hat der SGV seine Geschäfts-
stelle gezügelt. Sie befindet sich nun nicht mehr an 
der Laupenstrasse 35 in Bern, sondern am 
Holzikofenweg 8 in Bern. 

Revisionsstelle
Schönenberger Die Treuhänder AG, Muri bei Bern

Vorstand

Präsident

Hannes Germann, Ständerat, Opfertshofen SH

Vizepräsidium

Claudine Wyssa, Bussigny VD

Jörg Kündig, Gemeindepräsident Gossau ZH

Vorstand

Beat Bucheli, Gemeindepräsident Werthenstein LU

Stéphane Coppey, Gemeindepräsident Monthey VS

Felice Dafond, Gemeindepräsident Minusio TI

Nina Gansner, Seewis GR (ab Juni 2023)

Dr. Rudolf Grüninger, Basel BS

Sandra Hess, Stadtpräsidentin Nidau BE (ab Juni 2023)

Jean-Michel Karr, Gemeindepräsident  
Chêne-Bougeries GE

Jürg Marti, Steffisburg BE

Irène May, Gemeindepräsidentin Ingenbohl SZ

Roberta Pantani Tettamanti, Gemeinderätin Chiasso TI 
(bis Juni 2023)

Priska Seiler Graf, Nationalrätin, Kloten ZH

Gérald Strub, Boniswil AG

Boris Tschirky, Gemeindepräsident Gaiserwald SG

Christian Zuber, Gemeindepräsident Soyhières JU

VERBANDSORGANE

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_08_14_Die-SGV-Geschaeftsstelle-zieht-um.php
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_08_14_Die-SGV-Geschaeftsstelle-zieht-um.php
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Zwischen dem 01.01.2023 und 

dem 01.01.2024 verringerte sich 

die Anzahl Schweizer Gemein-

den aufgrund von Gemeindefu-

sionen von 2136 auf 2131. Davon 

waren am 01.01.2024 1499 Ge-

meinden Mitglied des SGV, was 

einer Quote von 70 Prozent ent-

spricht. 

NEUE MITGLIEDER UND MITGLIEDERSTATISTIK

Wir freuen uns sehr, dass 2023 folgende 
Gemeinden zum SGV gestossen sind: 

Forst-Längenbühl BE

Menzingen ZG

Wittinsburg BL

Mitglieder (1.1.2024)

70%

Kanton Anzahl Gemeinden Anzahl Mitglieder Anteil Mitglieder

AG 197 135 69%

AI 5 3 60%

AR 20 18 90%

BE 335 243 73%

BL 86 70 81%

BS 3 2 67%

FR 126 89 71%

GE 45 30 67%

GL 3 3 100%

GR 101 77 76%

JU 50 20 40%

LU 80 49 61%

NE 27 12 44%

NW 11 11 100%

OW 7 7 100%

SG 75 65 87%

SH 26 24 92%

SO 106 97 92%

SZ 30 21 70%

TG 80 79 99%

TI 106 83 78%

UR 19 15 79%

VD 300 103 34%

VS 122 113 93%

ZG 11 9 82%

ZH 160 121 76%

Total 2131 1499 70%

https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2024_01_11_Die-Schweiz-zaehlt-noch-2131-Gemeinden-und-Staedte.php
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STIFTUNG SGV

Stiftung SGV
Die Stiftung zur Förderung des Schweizerischen Gemein-
deverbands unterstützt auf Gesuch einer SGV-Mitglieder-
gemeinde hin Projekte, die für Gemeinden und Städte ei-
nen konkreten Mehrwert schaffen. Im Zentrum steht dabei 
eine nachhaltig positive Wirkung in der Gemeinde, aber 
auch über diese hinaus. Die Projekte sollten eine breite 
Unterstützung aufweisen und von der Gemeinde sowie 
weiteren Partnern mitgetragen werden. Der Stiftungsrat 
wird präsidiert von Rudolf Grüninger, Basel, und fünf wei-
teren Mitgliedern, davon zwei aus dem Vorstand des SGV. 
Geschäftsführender Sekretär ist von Amtes wegen der 
SGV-Direktor.

Im Geschäftsjahr 2023 sind zwei Projekte durch die Stiftung 
SGV unterstützt worden. Das erste Projekt wurde durch 
die Gemeinde Böttstein AG eingereicht und betrifft die Ar-
beiten der Aargauer Gemeindeammänner-Vereinigung 
(GAV AG) im Zusammenhang mit dem Projekt «Modellver-
waltung Kanton AG» (Vorprojekt). Neben der GAV AG en-
gagieren sich auch die assoziierten Fachverbände der kom-
munalen Stufe des Kantons Aargau. Das Projekt soll den 
Aargauer Gemeinden aufzeigen, wie der Weg in die Zukunft 
in den Bereichen Organisation, Aufbau und Führung aus-
schauen könnte. Insgesamt soll mit der breit abgestützten 
Grundlagenarbeit die Zukunft der kommunalen Ebene ge-
stärkt werden.

Das zweite Projekt wurde von der Gemeinde Beringen SH 
im Namen des Verbands der Gemeindepräsidentinnen und 
Gemeindepräsidenten des Kantons Schaffhausen (VGGSH) 
eingereicht. Es betrifft das Vorhaben einer trinationalen 
Bürgermeisterinnen-Konferenz (D, A und CH), welche nach 
den Veranstaltungsorten Wien und Berlin 2024 im Kanton 
Schaffhausen stattfinden soll. An der Konferenz werden 
die Chancen und Herausforderungen von Frauen in der 
Position als Gemeinde- oder Stadtpräsidentin resp. als Bür-
germeisterin thematisiert. Der Schweizerische Gemeinde-
verband ist neben dem VGGSH in die Organisation der 
Konferenz eingebunden. Auch der Bund, der Kanton Schaff-
hausen und weitere Stiftungen sollen den Anlass finanziell 
unterstützen.           

Quelle: Liesa Johannssen

Quelle: Unsplash/Photasticlab

https://www.chgemeinden.ch/de/ueber-uns/stiftung/
https://gav.gemeinden-ag.ch/
https://www.gemeinden.sh/
https://www.chgemeinden.ch/de/newsroom/beitrag/2023_05_15_Mehr-Frauen-in-die-Kommunalpolitik-Der-SGV-am-Buergermeisterinnenkongress-in-Berlin.php
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JAHRESRECHNUNG UND BILANZ

Bilanz per 31.12.
BBiillaannzz  ppeerr  3311..1122..

AAKKTTIIVVEENN 3311..1122..22002233 3311..1122..22002222
CHF CHF

Flüssige Mittel 601'552             501'456             
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 7'211                 9'861                 
Übrige kurzfristige Forderungen 77'901               8'923                 
Aktive Rechnungsabgrenzungen 2'668                 75'968               

TToottaall  UUmmllaauuffvveerrmmööggeenn 668899''333333                      559966''220088                      

Finanzanlagen 472'523             452'148             

TToottaall  AAnnllaaggeevveerrmmööggeenn 447722''552233                      445522''114488                      

TTOOTTAALL  AAKKTTIIVVEENN 11''116611''885566                11''004488''335566                

PPAASSSSIIVVEENN 3311..1122..22002233 3311..1122..22002222
CHF CHF

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 39'170               39'613               
Kurzfristige verzinsliche Verbindlichkeiten 300'000             300'000             
Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten 19'039               6'804                 
Passive Rechnungsabgrenzungen 21'230               10'459               

TToottaall  FFrreemmddkkaappiittaall 337799''443388                      335566''887766                      

Verbandskapital 50'000               50'000               
Freiwillige Gewinnreserven 641'479             589'504             
Jahresgewinn 90'938               51'975               

TToottaall  EEiiggeennkkaappiittaall 778822''441188                      669911''447799                      

TTOOTTAALL  PPAASSSSIIVVEENN 11''116611''885566                11''004488''335566                

Bern, 14. März 2024

SScchhwweeiizzeerriisscchheerr  GGeemmeeiinnddeevveerrbbaanndd

Der Präsident Der Direktor

Hannes Germann Christoph Niederberger
Ständerat
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EErrffoollggssrreecchhnnuunngg  22002233  uunndd  BBuuddggeett  22002244

BBuuddggeett RReecchhnnuunngg BBuuddggeett RReecchhnnuunngg
22002244 22002233 22002233 22002222
CHF CHF CHF CHF

BBeettrriieebblliicchheerr  EErrttrraagg 11''776611''550000 11''778888''774400 11''775599''000000 11''772288''222255

Ertrag Geschäftsstelle 1'381'000 1'389'689 1'403'500 1'355'413
Ertrag Zeitschrift 335'000 325'036 310'000 335'672
Provisions- und sonstige Erträge 45'500 74'016 45'500 35'768
Ertragsminderungen 0 0 0 1'372

DDiirreekktteerr  bbeettrriieebblliicchheerr  AAuuffwwaanndd --229900''000000 --225544''116688 --227755''000000 --222288''332244

Aufwand Zeitschrift -290'000 -254'168 -275'000 -228'324

BBrruuttttooggeewwiinnnn 11''447711''550000 11''553344''557722 11''448844''000000 11''449999''990011

ÜÜbbrriiggeerr  bbeettrriieebblliicchheerr  AAuuffwwaanndd --11''551144''660000 --11''443344''446688 --11''448866''550000 --11''441122''556655

Personalaufwand -1'110'100 -1'074'562 -1'064'500 -1'032'975
Sonstiger betrieblicher Aufwand -404'500 -359'906 -422'000 -379'590

EErrggeebbnniiss  vvoorr  AAbbsscchhrreeiibbuunnggeenn,,  FFiinnaannzzeerrffoollgg,,  
bbeettrriieebbssffrreemmddeerr  uunndd  aauusssseerroorrddeennttlliicchheerr  EErrffoollgg --4433''110000 110000''110055 --22''550000 8877''333366

Abschreibungen / Wertberichtigungen -5'000 -7'892 -5'000 -3'150

Finanzertrag 6'000 24'568 6'000 3'510
Finanzaufwand -4'000 -3'320 -4'000 -48'230

Finanzerfolg 2'000 21'248 2'000 -44'720

Projektertrag 110'000 55'606 60'000 41'700
Projektaufwand -90'000 -40'011 -38'000 -29'118

Gegenfinanzierte Projekte 20'000 15'595 22'000 12'581

Ausserordentlicher Ertrag 0 72 0 10'199
Ausserordentlicher Aufwand 0 -38'189 0 -10'271

Ausserordentlicher Erfolg 0 -38'117 0 -72

JJaahhrreesseerrggeebbnniiss  --2266''110000 9900''993388 1166''550000 5511''997755

Bern, 14. März 2024

SScchhwweeiizzeerriisscchheerr  GGeemmeeiinnddeevveerrbbaanndd
Der Präsident Der Direktor

Hannes Germann Christoph Niederberger
Ständerat
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